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1 Vorbemerkungen 

1.1 Gesetzliche Grundlagen  

Die angewandten Rechtsgrundlagen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind: 
 
BauGB (Baugesetzbuch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S.3634), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 23.07.2026 
(BGBl.2026 I Nr. 226). 
 
BauNVO (Baunutzungsverordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom                 
23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 3.07.2023 (BGBI. 
I S. 176). 
 
PlanzV (Planzeichenverordnung) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleit-
pläne und die Darstellung des Planinhaltes vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58, letzte 
Änderung durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. I Nr. 189). 
 
Folgende Bundes- und Landesgesetze wurden bei der Planung hinzugezogen:  
 
• Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert  

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. I Nr. 189), 
• 4. BImSchV - Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen neugefasst durch Be-

schluss vom 31.05.2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 V.v. 

12.11.2024 (BGBI. 2024 I Nr. 355), 

• 16. BImSchV - Verkehrslärmschutzverordnung vom 12.06.1990 (BGBl. I S. 1036), zuletzt 
geändert durch Art. 4 der Verordnung vom 04.11.2020 (BGBI. I S. 2334, DIN 18005 
Schallschutz im Städtebau Beiblatt 1 (Lärmfibel), 

• Bodenschutz-Ausführungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 02.04.2002, zuletzt  
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 05.12.2019, 

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17.03.1998 (BGBl. I. S. 502), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25.02.2021 (BGBI. I S. 306) 

• Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt durch Gesetz vom 
23.10.2024 (BGBl. I S. 323), 

• Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 21.10.1991 (GVBl. LSA S. 368),  
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.12.2005, 

• DIN 18005 Schallschutz im Städtebau Beiblatt, 
• Landesentwicklungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23.04.2015  

(GVBl. LSA Nr.9 S.170) zuletzt geändert am 14.02.2024 (GVBl. LSA S. 23), 
• Naturschutzgesetz NatSchG LSA vom 10.12.2010 (GVBl. LSA 2010 S. 569), geändert   

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2019 (GVBl. LSA S. 346), 
• Raumordnungsgesetz vom 22.12.2008 (BGBl. I S 2986), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 12.08.2025 (BGBl. I S. 189), 
• Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion  
• Verordnung über die Bodenordnung nach dem BauGB vom 31.10.1991, geändert durch  

Artikel 1 des Gesetzes vom 19.03.2002, 
• Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt vom  

16.02.2011 (GVBl. LSA 2011, S.160), 
• Wasserhaushaltsgesetz (WHG LSA) vom 31.07.2009 (BGBl. I.S.2585), zuletzt geändert  

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. I. S. 189), 
• Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011, zuletzt geändert  

durch Artikel 21 des Gesetzes vom 07.07.2020 (GVBL. LSA S. 372, 374), 
• Landeswaldgesetz (LWaldG LSA) vom 25.02.2016, zuletzt geändert durch Gesetz vom 

02.07.2024. 
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1.2 Landes- und Regionalplanung 

Die Ziele der Raumordnung sind im Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-
Anhalt und im Regionalen Entwicklungsplan für die Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-
Wittenberg dokumentiert. Bauleitpläne sind nach § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele (Z) 
der Raumordnung und Landesplanung anzupassen.  
 
Die Ziele der Raumordnung ergeben sich aus den jeweiligen Festlegungen in Raum-
ordnungsplänen. Für die Gemeinde Muldestausee gelten zum Zeitpunkt der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes folgende Rahmenbedingungen: 
 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
 
a) Landesentwicklungsplan 2010 (LEP-LSA 2010) 

 
Bezüglich der Entwicklung der Raumstruktur wird die Gemeinde Muldestausee 
dem Stadt-Umland-Bereich der Stadt Bitterfeld-Wolfen zugeordnet, die die Funk-
tion eines Mittelzentrums erfüllt. Das Gemeindegebiet gehört zu diesem Ordnungs-
raum und hier speziell zu dem den Verdichtungsraum umgebenden Raum. Dazu 
werden folgende Ziele angeführt:  
 
„Der den Verdichtungsraum umgebende Raum weist einen zu seinen Gunsten ver-
laufenden Suburbanisierungsprozess und daraus entstandene enge Verflechtun-
gen zum Verdichtungsraum auf und ist neben seiner Zuordnung zum Ordnungs-
raum auch dem ländlichen Raum zuzuordnen. Die aus dem Suburbanisierungspro-
zess resultierende veränderte Bevölkerungsverteilung hat Auswirkungen auf die 
Verkehrsinfrastruktur, insbesondere den Straßenverkehr und den ÖPNV.“ 
 
Darüber hinaus ist der ländliche Raum als eigenständiger und gleichwertiger Le-
bens-, Arbeits-, Wirtschafts- und Kulturraum zu bewahren und im Sinne einer nach-
haltigen Raumentwicklung weiter zu entwickeln (…) (Z 13). Die für die Versorgung 
der Bevölkerung notwendigen Infrastruktureinrichtungen und Verkehrsangebote 
sind unter Beachtung des Demografischen Wandels, (..) auszubauen (Z 14).“ 
 
Zu den Zielen und Grundsätzen der Siedlungsentwicklung wird ausgeführt, dass 
vorrangig die vorhandenen Potenziale (Baulandreserven, Brachflächen und leer-
stehende Bausubstanz) in den Siedlungsgebieten genutzt und flächensparende 
Siedlungs- und Erschließungsformen angewendet werden sollten (G 13).  
 
Eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungsentwicklung ist zu vermei-
den (Z 22). Die Siedlungsentwicklung ist mit den Erfordernissen einer günstigen 
Verkehrserschließung und -bedienung durch öffentliche Verkehrsmittel abzustim-
men (Z 23). 
 
Im LEP 2010 werden für die Ortslage Plodda keine Festlegungen getroffen.  
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Abbildung 1: Auszug aus dem LEP Sachsen-Anhalt 2010                       
 

       Lage des Plangebietes 
 

Neuaufstellung LEP 2026 
 
Seit dem Inkrafttreten des verbindlichen Landesentwicklungsplans 2010 haben sich 
unterschiedliche Rahmenbedingungen für die Entwicklung des Landes verändert, de-
nen mit einer Neuaufstellung des Landesentwicklungsplans Rechnung getragen wer-
den soll. 
 
Die Landesregierung Sachsen-Anhalt hat mit Beschluss vom 08.03.2022 die Einlei-
tung des Verfahrens zur Neuaufstellung des Landesentwicklungsplanes Sachsen-An-
halt beschlossen.  
 
Am 22.12.2023 hat die Landesregierung den ersten Entwurf zur Neuaufstellung des 
Landesentwicklungsplanes Sachsen-Anhalt beschlossen und zur Beteiligung der Öf-
fentlichkeit freigegeben.  
 
Der 2. Entwurf lag vom 15.09.2025 bis einschließlich 17.10.2025 zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit aus. Mittlerweile wurde der LAP Sachsen-Anhalt 2025 beschlossen. Da 
zum Zeitpunkt der Erarbeitung des Vorentwurfes des Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan in Plodda der LEP Sachsen-Anhalt 2025 noch nicht öffentlich bekannt ge-
macht wurde, besteht noch keine Verbindlichkeit. Dennoch werden im Folgenden auf 
die Festlegungen eingegangen:  
 
Im 2. Entwurf des LEP Sachsen-Anhalt (Stand 02.09.2025) werden wesentliche Teile 
des Gemeindegebietes als Vorbehaltsgebiet für Tourismus festgelegt (Hauptkarte 
Freiraum – G 5.2 - 6). Darüber hinaus sind umgrenzende Flächen im Osten und Süden 
der Ortslage Plodda durch das Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologischen 
Verbundsystems festgelegt. Die Ortslage Plodda selbst liegt nicht innerhalb des Vor-
behaltsgebietes.  
 
In der Festlegungskarte 2 wird die Gemeinde Muldestausee rechtlich dem Mittelbe-
reich Bitterfeld-Wolfen (Z. 2.5-4) zugeordnet.  
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Abbildung 2: Auszug aus dem LEP Sachsen-Anhalt 2025, 2. Entwurf                       
 

       Lage des Plangebietes 
 

 Der neue Landesentwicklungsplan wurde am 11.08.2026 beschlossen. Mit der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt tritt der neue LEP Sachsen-An-
halt in Kraft (voraussichtlich September 2026).    

 
 Die geplante Ansiedlung eines Netto-Marktes mit einer Verkaufsfläche von 799 

m² und einem eigenständigen Bäckereigeschäft zur Versorgung der Heidedör-
fer ist insgesamt mit den Zielen der Landesplanung vereinbar.  
 

 Die Planung dient der lokalen Nahversorgung des Umlandes. Hierzu wurde eine 
Auswirkungsanalyse erarbeitet, die als Anlage 3 der Begründung beigefügt ist.  

 
 

Neuaufstellung STP Wind 2027 
Gemäß dem „Windenergieflächenbedarfsgesetz“ sind nur noch Vorranggebiete 
und mit diesen vergleichbaren Gebieten in Raumordnungsplänen als Windenergie-
gebiete vorzusehen. Die Ausschlusswirkung der Eignungsgebiete entfällt und da-
mit das gesamträumliche Planungskonzept mit den sogenannten „harten“ und „wei-
chen“ Tabukriterien.  
 
Aufgrund der technischen Entwicklung, vor allem der Bauhöhen von Windenergie-
anlagen, kann die gesamte Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg als geeig-
net betrachtet werden, um die Windenergie wirtschaftlich zu nutzen. 
 
Um zukünftig eine raumordnerisch gesicherte Entwicklung der Windenergieanla-
genstandorte in der Planungsregion zu ermöglichen war es erforderlich, den Sach-
lichen Teilplan Wind neu aufzustellen.  
 
Mit Beschluss vom 03.03.2023 erfolgt durch die Regionale Planungsgemeinschaft 
die Neuaufstellung des Sachlichen Teilplans „Windenergie 2027 in der Planungs-
region Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg“. Zwischenzeitlich liegt der 2. Entwurf des STP 
Wind 2027 öffentlich aus.  
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b) Regionaler Entwicklungsplan der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wolfen 

 
Neben den Vorgaben der Landesplanung Sachsen-Anhalt sind auch die Regelun-
gen der Regionalplanung zu berücksichtigen. Die Ziele der Landesplanung werden 
auf der Regionalplanungsebene konkretisiert. 
 
Im REP A-B-W 2018 werden zur Ortslage keine konkreten Ziele der Raumordnung 
zur Regionalen Entwicklung benannt. 
 
Im Folgenden ist ein Auszug aus dem Regionalen Entwicklungsplan für die Pla-
nungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg 2018 mit den Planinhalten abgebildet. 
 
 
Abbildung 3: Auszug aus dem Regionalen Entwicklungsplan der Planungsregion A-B-W 2018 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

 
 
                                                                                                                  Lage des Plangebietes 
 
 
 

 
 
Die Regionale Planungsgemeinschaft hat am 14. September 2018 den Regionalen 
Entwicklungsplan für die Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg (REP A-B-W 
2018) mit den Planinhalten „Raumstruktur Standortpotentiale, technische Infrastruktur 
und Freiraumstruktur“ wurde durch die Regionalversammlung am 14.09.2028 be-
schlossen, am 21.12.2018 durch die oberste Landesplanungsbehörde genehmigt und 
ist seit dem 27.04.2019 in Kraft.  
 
Für das geplante Gewerbegebiet mit einem Netto-Markt in Plodda ist der Regionale 
Entwicklungsplan (REP Anhalt–Bitterfeld–Wittenberg) ein wesentlicher Prüfmaßstab. 
Das Vorhaben muss mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sein. 
 
Nach den bisher bekannten Planungen soll der Netto-Markt im Gewerbegebiet Plodda 
an der B100 entstehen und die Nahversorgung der Heideorte Plodda, Schlaitz und 
Gossa, aber auch Schmerz und Burgkemnitz verbessern.  
 
Die Gemeinde begründet das Projekt mit der Versorgungslücke nach der Schließung 
des EDEKA-Marktes in Schlaitz im Jahr 2022. Im Januar 2026 wurde die Standortent-
scheidung für Netto bekannt gegeben.  
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Im Zusammenhang mit dem REP sind insbesondere folgende Punkte relevant: 
 

• Nahversorgung im ländlichen Raum: Obwohl Muldestausee kein Zentraler Ort 
ist, kann ein Lebensmittelmarkt raumordnerisch zulässig sein, wenn er überwie-
gend der Versorgung der örtlichen Bevölkerung dient und keine schädlichen 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche benachbarter Städte und Ge-
meinden verursacht. Die Gemeinde hat hierzu bereits Abstimmungen mit dem 
Landkreis durchgeführt. 

 
• Standort im Gewerbegebiet an der B100: Das Vorhaben passt zu den langfris-

tigen Entwicklungszielen der Gemeinde. Bereits im Integrierten Gemeindeent-
wicklungskonzept (IGEK) wurde festgelegt, dass der Bereich Schlaitz–Plodda–
Gossa entlang der B100 vorrangig als Entwicklungsraum für gewerbliche An-
siedlungen ausgebaut werden soll.  
 

• Bauleitplanung: Für das Vorhaben wird ein vorhabenbezogener Bebauungs-
plan „Netto-Markt Heidedörfer“ aufgestellt. Dieser Bebauungsplan muss nach-
weisen, dass das Projekt den Zielen des Regionalen Entwicklungsplans ent-
spricht. Der Gemeinderat hat hierzu bereits einen Aufstellungsbeschluss ge-
fasst.  

 
Aus raumordnerischer Sicht spricht daher einiges dafür, dass das Vorhaben mit den 
Zielsetzungen des REP vereinbar sein kann, weil: 
 

• es der Sicherung der Grundversorgung im ländlichen Raum dient, 
• ein bereits als Entwicklungsschwerpunkt vorgesehener Standort an der B100 

genutzt wird, 
• keine großflächige Einzelhandelsagglomeration vorgesehen ist, sondern ein 

einzelner Nahversorgungsmarkt für die umliegenden Ortsteile. 
 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan in Plodda gibt es keine entgegenstehen-
den regionalplanerischen Vorgaben. Gemäß den regionalplanerischen Vorgaben kann 
sich der Einzelhandel am Standort entwickeln. 

 
 

c) Flächennutzungsplanung 
 

Der Flächennutzungsplan (FNP) – als vorbereitender Bebauungsplan – stellt die be-
absichtigte städtebauliche Entwicklung einer Gemeinde/Stadt in den Grundzügen dar. 
Er ist das Ergebnis eines politischen sowie fachlichen Planungsprozesses. Der Be-
bauungsplan – als verbindlicher Bauleitplan – ist grundsätzlich aus dem Flächennut-
zungsplan zu entwickeln (Entwicklungsgebot). 
 
Die Gemeinde Muldestausee verfügt über einen rechtswirksamen Flächennutzungs-
plan (Stand August 2022). Der Flächennutzungsplan stellt die sich aus der beabsich-
tigten städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde Muldestausee ergebene Art der Bo-
dennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen in den Grundzügen dar. Das 
Plangebiet ist als Gewerbefläche dargestellt.  
 
Mit der beabsichtigten Art der baulichen Nutzung als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO 
ist die Voraussetzung zur Entwicklung des Bauplanungsrechtes direkt aus dem Flä-
chennutzungsplan gegeben. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan kann somit aus 
den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt werden. 
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2 Planungsrechtliche Voraussetzungen 
 

2.1 Planungsanlass  

Die Gemeinde Muldestausee hat zur Sicherung und Stabilisierung der Grundversor-
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln im Gemeindegebiet die Zustimmung zur 
Errichtung eines Lebensmittelmarktes-Marktes in Plodda erklärt.  
 
Anlass der Planaufstellung des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
ist die Anfrage zur Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes und in diesem Zusammen-
hang die erforderliche Abklärung des Bauplanungsrecht für einen 799 m² großen Le-
bensmittel-Markendiscounter. 
 
Für die Entwicklung und Zulässigkeit des Vorhabens am Standort ist eine verbindliche 
Bauleitplanung erforderlich, die diese Belange abklärt, ggf. Konfliktpotenzial aufzeigt 
und die Lösungsansätze oder Maßnahmen in die Planung einstellt. Um die baupla-
nungsrechtliche Situation und die Voraussetzungen für die beabsichtigte Nutzung zu 
schaffen, wird ein Vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB aufgestellt.  
 
Mit diesem Planungsinstrument kann das Planungsrecht vorhabenkonkret zuge-
schnitten werden. Des Weiteren können Umweltbelange ganz konkret beschrieben 
und abgestimmt werden. Mit der Ausweisung des tatsächlichen Vorhabens kann ein 
überzogener Eingriff vermieden werden. Eine Beurteilung und Bewertung erfolgen ein-
zig über das konkrete Vorhaben. 
 
Mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sollen für die Er-
schließung und Nutzung des geplanten Standortes die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Standortentwicklung eines Lebensmittelmarktes geschaffen wer-
den.  
 
Bereits zur Planungsphase des Vorentwurfs erfolgten intensive Abstimmungen mit der 
Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt zur Anbindung des Marktes an die Bun-
desstraße B 100. IN diesem Zusammenhang wurde durch ein Gutachterbüro die Ver-
kehrsqualität für die Anbindung berechnet. Das Verkehrsgutachten ist Anlage 2 der 
Begründung.  
 
Des Weiteren liegt zum Vorentwurf ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vor in wel-
chem notwendige Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen erörtert worden 
sind, so dass zielgerichtet entsprechend fachlich untersetzte Maßnahmen in die Pla-
nungsvorschrift Einklang finden. 
 
Der Bebauungsplan dient grundsätzlich folgenden Zielen und Zwecken: 
 

→ Schaffung bauplanungsrechtlicher Voraussetzungen für die bauliche Nutzung und 

der gesamten baulichen Maßnahmen für dieses Plangebiet, 

→ Ermittlung der Konfliktpotentiale und Abklärung des Eingriffs in umweltschützende 

Belange, 

→ Ermittlung der grünordnenden Maßnahmen zur Kompensierung des Eingriffs in den 

Naturhaushalt (Eingriffsregelung nach dem Biotopwertmodell Sachsen-Anhalt). 
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2.2 Realisierung 

Es besteht von Seiten der Gemeinde Muldestausee erhebliches Interesse die baupla-
nungsrechtliche Situation für die geplante Entwicklung des Standortes abzuklären. 
Das Plangebiet hat durch seine Lage und auch Ausweisung des Flächennutzungspla-
nes als Gewerbegebiet durchaus Potenzial den Standort als für einen Einzelhandels-
betrieb nach § 8 BauNVO zu entwickeln.  
 
Um die wirtschaftlichen Auswirkungen für die umgebenden Handelseinrichtungen be-
urteilen zu können, ist für das Vorhaben durch das Gutachterbüro die BBE Handels-
beratung GmbH eine Auswirkungsanalyse zur Realisierung des Vorhabens in Plodda 
erarbeitet (Anlage 3 zur Begründung) erarbeitet worden. 
 
Die Auswirkungsanalyse vom 23.09.2026 kommt zu dem Ergebnis, dass durch die 
geplante Ansiedlung des Netto Marken-Discounts keine schädlichen städtebaulichen 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche oder die bestehende Nahversorgung 
zu erwarten sind.  
 
Der Markt ist hinsichtlich seiner Größe, seines Sortiments und seines Einzugsgebietes 
auf die Versorgung der Bevölkerung der Gemeinde Muldestausee ausgerichtet. Rund 
65 % des prognostizierten Umsatzes werden aus dem Kerneinzugsgebiet mit den 
Ortsteilen Plodda, Schlaitz, Krina, Gossa, Schmerz und Gröbern generiert. Zugleich 
entfallen mehr als 90 % der Verkaufsfläche auf nahversorgungsrelevante Sortimente.  
 
Nach Einschätzung der Gutachter trägt das Vorhaben insbesondere dazu bei, die be-
stehende Versorgungslücke im östlichen Gemeindegebiet zu verringern und die Nah-
versorgung in der Gemeinde Muldestausee deutlich zu verbessern.  
 
Zur fachlichen Beurteilung der mit dem Vorhaben verbundenen städtebaulichen und 
versorgungsstrukturellen Auswirkungen wird das vorliegende Gutachten der BBE Han-
delsberatung GmbH der Beteiligung der Behörden unterzogen und fachliche Stellung-
nahmen hierzu eingeholt. 
 
Das Vorhaben entspricht damit grundsätzlich den städtebaulichen Entwicklungsinte-
ressen der Gemeinde Muldestausee. Die verbindliche Bauleitplanung obliegt im Rah-
men der kommunalen Planungshoheit der Gemeinde. Über die Aufstellung des Be-
bauungsplanes entscheidet daher der Gemeinderat der Gemeinde Muldestausee. 
 
Der Aufstellungsbeschluss (Beschluss-Nr.: 098/2026) für den Bebauungsplan „Netto-
Markt Heidedörfer“ wurde in der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 
24.06.2026 gefasst.  
 
Zwischen der Gemeinde Muldestausee und dem Vorhabenträger wird ein Durchfüh-
rungsvertrag geschlossen. Darin werden insbesondere die Verpflichtung zur Durch-
führung des Vorhabens, die Herstellung der erforderlichen Erschließungsmaßnahmen 
und die Umsetzung notwendiger Kompensationsmaßnahmen sowie die Übernahme 
der mit der Planung und Erschließung verbundenen Kosten durch den Vorhabenträger 
geregelt. 
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2.3 Standort - Alternativenprüfung 

Als generelle Aufgabe der Landesplanung Sachsen-Anhalts wird im Bereich des Ein-
zelhandels die Sicherung funktionsfähiger Zentren sowie die Sicherstellung einer woh-
nortnahen Versorgung der Bevölkerung hervorgehoben. Dies ist für die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Teilräumen des Landes gemäß § 1 Abs. 2 
ROG und im Sinne des Artikels 35a der Landesverfassung von besonderer Relevanz 
(LEP 2025, Z 3.4-3). 
 
Die Gemeinde Muldestausee liegt im Landkreis Anhalt-Bitterfeld und verfügt über kei-
nen zentralörtlichen Status. Ihr kommt damit im System der zentralen Orte keine 
überörtliche Versorgungsfunktion zu. Die einzelhandelsbezogene Entwicklung der Ge-
meinde ist folglich grundsätzlich auf die Sicherung der Grundversorgung der ortsan-
sässigen Bevölkerung ausgerichtet. 
 
Wie die nachfolgende Karte verdeutlicht, grenzt das Mittelzentrum Bitterfeld-Wolfen 
unmittelbar westlich an das Gemeindegebiet von Muldestausee an. Als zentraler Ort 
übernimmt Bitterfeld-Wolfen wesentliche überörtliche Versorgungsfunktionen für den 
umliegenden Raum.  
 
Dies gilt insbesondere für die Versorgung mit Waren und Dienstleistungen des mittel- 
und langfristigen Bedarfs. Aufgrund der unmittelbaren räumlichen Nähe stellt Bitter-
feld-Wolfen damit auch für die Bevölkerung der Gemeinde Muldestausee einen be-
deutenden Versorgungsstandort dar. 
 
Für die einzelhandelsbezogene Entwicklung in Muldestausee ergibt sich daraus eine 
besondere räumliche Ausgangssituation: Während die Gemeinde selbst vorrangig die 
wohnortnahe Grundversorgung sicherzustellen hat, wird die überörtliche Versorgung 
mit höherwertigen und spezialisierten Angeboten wesentlich durch das unmittelbar an-
grenzende Mittelzentrum Bitterfeld-Wolfen gewährleistet. 
 
Abbildung 3: Auszug aus dem LEP Sachsen-Anhalt 2025, 2. Entwurf, Festlegungsbereich – Karte 2                    
 

           Lage Gemeinde Muldestausee 
 
Auf der Fläche des Plangebiets ist die Entwicklung eines Markendiscounters (Netto-
Markt) mit einer Verkaufsfläche von bis zu maximal 799 m² sowie eines Bäckereige-
schäftes mit der erforderlichen Stellplatzanlagen und sonstigen Nebenanlagen vorge-
sehen.  
 
Mit der Ansiedlung soll die wohnortnahe Grundversorgung der Bevölkerung der Hei-
dedörfer nachhaltig verbessert und der bereits seit längerer Zeit bekannten Unterver-
sorgung der Ortschaften Schlaitz, Gossa, Schmerz, Krina Burgkemnitz und Plodda 
entgegengewirkt werden.  



Gemeinde Muldestausee - Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Netto-Markt Heidedörfer“ in Plodda 

Begründung - Vorentwurf  
10 

 
Mit dem Ziel, einen Nahversorgungsmarkt mit den erforderlichen Stellplatzanlagen in 
Plodda zu schaffen und damit die Versorgungssituation der Bevölkerung in der Ge-
meinde Muldestausee zu verbessern, wurden durch die Gemeinde die im Gemeinde-
gebiet zur Verfügung stehenden potenziellen Standorte untersucht und hinsichtlich ih-
rer Eignung geprüft. 
 
Für die Standortauswahl wurden insbesondere zwei wesentliche Hauptkriterien zu-
grunde gelegt: 
 
1. Größe des Standorts  
Für die Errichtung eines eingeschossigen Marktes zur Nahversorgung mit einer Ver-
kaufsfläche von maximal 799 m² und zugehöriger Lager- und Büroflächen sowie Funk-
tionsflächen einschließlich der erforderlichen Stellplätze wird eine Gesamtfläche von 
mindestens 0,5 ha für ein Baugrundstück benötigt. Darüber hinaus wird empfohlen, 
dass bei der Standortbetrachtung die für das Vorhaben gegebenenfalls erforderlichen 
Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu berücksichtigen sind. 
 
Der Flächenbedarf des Gesamtvorhabens stellt eine Mindestanforderung bei der 
Standortauswahl dar. Somit kommen von Vornherein nur Flächen oder Gebäude mit 
dieser Größenordnung infrage.  
 
Potenzielle Flächen müssen zudem aktuell entweder ungenutzt bzw. wenig bebaut 
sein oder lediglich über Nutzungen verfügen, welche mit einem verhältnismäßig gerin-
geren Aufwand verlagert werden könnten.  
 
Konkret für das Planvorhaben in Plodda werden alle Standorte aufgeführt, die im Ge-
spräch standen. Somit wird eine bessere Herleitung gewährleistet. 
 
2. Lage und verkehrliche Anbindung des Standortes  
Neben der Flächengröße ist die räumliche Lage und verkehrliche Erreichbarkeit ein 
wesentliches Kriterium für die Eignung eines Nahversorgungsstandortes. Der Standort 
muss für die Bevölkerung der zu versorgenden Ortschaften gut erreichbar sein. Von 
besonderer Bedeutung ist dabei die möglichst unmittelbare Anbindung an eine leis-
tungsfähige Hauptverkehrsstraße. 
 
Eine geeignete verkehrliche Anbindung ist sowohl für die problemlose An- und Abfahrt 
der Kunden als auch für die Erschließung durch den Lieferverkehr erforderlich. Dar-
über hinaus trägt eine gut wahrnehmbare Lage an einer übergeordneten Verkehrsver-
bindung dazu bei, den Standort gut auffindbar und erreichbar zu machen. 
 
Eine ausschließlich auf den motorisierten Individualverkehr ausgerichtete Erreichbar-
keit stellt jedoch nur einen Teilaspekt der Standortbewertung dar. Ebenso zu berück-
sichtigen sind die Anbindung an das bestehende ÖPNV-Netz, die fußläufige Erreich-
barkeit aus den angrenzenden Wohnbereichen sowie die vorhandenen bzw. herstell-
baren Radwegeverbindungen. Insbesondere im Hinblick auf die Sicherung einer woh-
nortnahen Grundversorgung kommt der Erreichbarkeit des Standortes für unterschied-
liche Nutzergruppen eine besondere Bedeutung zu. 
 
Auf Grundlage dieser Kriterien wurden die für diesen Bereich des Gemeindegebietes 
vorhandenen potenziellen Standorte hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Eignung für die 
Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes untersucht und miteinander verglichen. Die 
Lage der geprüften Standortalternativen ist der nachfolgenden Abbildung zu entneh-
men. 
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Abbildung 4: Standorte zur Alternativenprüfung in der Gemeinde 

 

 
 
Kartengrundlage: LVermGeo Sachsen-Anhalt 

 
Standort 1 – Schlaitz (August-Bebel-Straße) 
 
Am Standort 1 in Schlaitz befand sich ehemals ein Lebensmittelmarkt. Der Standort 
wurde im Rahmen der Standortuntersuchung zunächst als grundsätzlich relevant be-
trachtet, da durch die frühere Einzelhandelsnutzung bereits eine entsprechende Vor-
prägung besteht. 
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Die dauerhafte Aufgabe des Lebensmittelmarktes hat jedoch gezeigt, dass der beste-
hende Standort hinsichtlich seiner räumlichen und funktionalen Rahmenbedingungen 
nur eingeschränkt zukunftsfähig ist.  
 
Insbesondere die viel zu geringe Verkaufsfläche sowie die erheblich begrenzte Anzahl 
an Stellplätzen stellen wesentliche Standortnachteile für eine Nachnutzung dar. Eine 
zeitgemäße und langfristig tragfähige Entwicklung des Einzelhandelsstandortes ist un-
ter den gegebenen Rahmenbedingungen daher nicht mehr gewährleistet. Diese Defi-
zite waren ein wesentlicher Anlass, im Gemeindegebiet nach einem geeigneteren und 
zukunftsfähigeren Standort für die Sicherung der Nahversorgung zu suchen. 
 
Im Zuge der Standortprüfung wurde darüber hinaus untersucht, ob die unmittelbar 
westlich an den ehemaligen Marktstandort angrenzende Fläche zur Schaffung eines 
ausreichend dimensionierten Nahversorgungsstandortes herangezogen werden 
könnte. Auch diese Möglichkeit erweist sich jedoch als nicht geeignet. 
 
Zum einen verfügt die Fläche nicht über die für das geplante Gesamtvorhaben erfor-
derliche Größe. Insbesondere unter Berücksichtigung der Verkaufsfläche, der erfor-
derlichen Lager- und Funktionsflächen sowie der notwendigen Stellplatz- und Neben-
anlagen kann das Vorhaben auf der verfügbaren Fläche nicht in einer funktional und 
städtebaulich angemessenen Weise umgesetzt werden. Zum anderen befindet sich 
die Fläche in privatem Eigentum und steht damit für die Realisierung des Vorhabens 
nicht unmittelbar zur Verfügung. 
 
 Die Standortalternative 1 in Schlaitz, nördlich der August-Bebel-Straße, wird auf-

grund der unzureichenden Flächenkapazitäten sowie der fehlenden Flächenver-
fügbarkeit für eine Erweiterung als Standort für die geplante Neuansiedlung eines 
zukunftsfähigen Nahversorgungsmarktes ausgeschlossen.  

 
Standort 2 – Schlaitz (Heidestraße) 
 
Als weitere Standortalternative wurde eine Fläche an der Heidestraße in Schlaitz, ge-
genüber dem Friedhof, betrachtet. Der Standort wurde in die Untersuchung einbezo-
gen, da aufgrund seiner Lage grundsätzlich eine Nutzung für die Sicherung der örtli-
chen Nahversorgung in Betracht gezogen werden konnte.  
 
Für den Standort wurde bereits im Rahmen einer privaten Initiative geprüft, ob hier 
eine entsprechende einzelhandelsbezogene Entwicklung umgesetzt werden kann. 
Diese Bemühungen führten jedoch zu keinem konkreten und umsetzbaren Ergebnis. 
Zudem wurde ziemlich schnell festgestellt, dass keine ausreichende Größe aufweist 
einen Nahversorgungsmarktes zu realisieren.  
 
 Der Standort wird daher aufgrund der nicht ausreichenden Flächengröße sowie der 

fehlenden konkreten Realisierungsperspektive als Standortalternative ausge-
schlossen. 

 
Standort 3 – Schlaitz (Freiheitsstraße, Ortsverbindung Gossa und Schlaitz) 
 
Als weitere Standortalternative wurde eine derzeit landwirtschaftlich genutzte Fläche 
in die Untersuchung einbezogen. Aufgrund ihrer Größe und ihrer grundsätzlichen Lage 
wurde geprüft, ob sich der Standort für die Errichtung eines Nahversorgungsmarktes 
mit einer Verkaufsfläche von maximal 799 m² und den erforderlichen Neben- und Stell-
platzanlagen eignet. 
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Die Fläche befindet sich jedoch in privatem Eigentum und steht für die Realisierung 
des Vorhabens nicht unmittelbar zur Verfügung. Darüber hinaus weist der Standort 
keine optimale verkehrliche Anbindung auf.  
 
Insbesondere im Hinblick auf die Erreichbarkeit für die Bevölkerung sowie die sichere 
und funktionsgerechte An- und Abfahrt des Kunden- und Lieferverkehrs bestehen ge-
genüber anderen geprüften Standorten deutliche Nachteile. 
 
Die verkehrliche Erreichbarkeit stellt bei einem Nahversorgungsstandort ein wesentli-
ches Standortkriterium dar. Neben der Erreichbarkeit mit dem Pkw sind auch die An-
bindung an den Fuß- und Radverkehr sowie eine möglichst konfliktarme Abwicklung 
des Lieferverkehrs zu berücksichtigen. Diese Anforderungen können am Standort 3 
nur eingeschränkt erfüllt werden. 
 
 Aufgrund der fehlenden unmittelbaren Flächenverfügbarkeit und insbesondere der 

nicht optimalen verkehrlichen Anbindung wird der Standort 3 daher als weniger ge-
eignet eingestuft und für die weitere Planung nicht weiterverfolgt. 

 
 
Standort 4 – Gossa (bei den langen Wiesen, gegenüber Standort 5) 
 
Der Standort in Gossa weist grundsätzlich eine gute verkehrliche Anbindung auf. Auf-
grund der deutlich zu geringen Flächengröße ist die Errichtung eines Nahversorgungs-
marktes mit den erforderlichen Stellplatz- und Nebenanlagen jedoch nicht möglich. Der 
Standort wurde daher bereits im Rahmen der Vorprüfung ausgeschlossen und nicht 
weiterverfolgt. 
 
 
Standort 5 – Gossa (Schlaitzer Dreieck) 
 
Als weitere Standortalternative wurde eine rund 1,2 ha große Fläche im Bereich des 
Schlaitzer Dreiecks betrachtet. Der Standort weist aufgrund seiner räumlichen Lage 
grundsätzlich eine gute Eignung für die Ansiedlung eines Nahversorgungsmarktes auf. 
Insbesondere seine Lage zwischen den Ortschaften Schlaitz und Gossa ist hervorzu-
heben. Der Standort könnte damit eine verbindende Funktion zwischen den beiden 
Ortschaften übernehmen und grundsätzlich zur Verbesserung der wohnortnahen Ver-
sorgung der dort lebenden Bevölkerung beitragen. 
 
Positiv zu bewerten ist zudem die Lage außerhalb eines unmittelbaren Kreuzungsbe-
reichs. Dadurch bestehen gute Voraussetzungen für eine geordnete Erschließung des 
Standortes. Die mit rund 1,2 ha vergleichsweise großzügige Flächengröße bietet dar-
über hinaus ausreichend Raum für die Errichtung eines Nahversorgungsmarktes mit 
den erforderlichen Stellplatz-, Neben- und Funktionsflächen. 
 
Bereits im Jahr 2020 wurde für den Standort ein Aufstellungsbeschluss zur Schaffung 
der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine bauliche Entwicklung gefasst. Das 
entsprechende Planverfahren wurde jedoch nicht weitergeführt. Der Aufstellungsbe-
schluss wurde zwischenzeitlich aufgehoben.  
 
Der Standort ist damit zwar bereits in der Vergangenheit hinsichtlich seiner Entwick-
lungsmöglichkeiten betrachtet worden, verfügt derzeit jedoch nicht über die erforderli-
chen planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des geplanten Nahver-
sorgungsmarktes. 
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 Insgesamt weist der Standort aufgrund seiner Größe, seiner Lage zwischen Sch-

laitz und Gossa sowie seiner grundsätzlichen verkehrlichen Erschließbarkeit we-
sentliche Standortvorteile auf. Gleichzeitig stehen der Entwicklung die derzeitige 
landwirtschaftliche Nutzung und die damit verbundene erforderliche baurechtliche 
Neuordnung gegenüber.  

 Leider erwies sich die Flächenverfügbarkeit auf Grund der vorliegenden Eigen-
tumsverhältnisse als nicht umsetzungsfähig. 

 Der Standort wird im Rahmen der Alternativenprüfung als grundsätzlich geeignet, 
jedoch mit erhöhtem planerischem Aufwand verbundene Standortalternative be-
wertet. 

 
 
Standort 6 – Plodda (südlich der Oberen Heidestraße) 
 
Der Standort 6 befindet sich in Plodda südlich der Oberen Heidestraße und östlich der 
Bundesstraße B 100. Die Erschließung könnte grundsätzlich über den Bereich der 
Kreuzung der Ortsverbindungen Gossa, Schlaitz und Plodda erfolgen. Aufgrund seiner 
Lage und der ausreichenden Flächengröße ist der Standort grundsätzlich für die Er-
richtung eines Nahversorgungsmarktes geeignet. Die Fläche wird derzeit überwiegend 
als Scherrasen sowie als nicht wirtschaftlich genutzte landwirtschaftliche Fläche ge-
nutzt. 
 
Im Rahmen einer Beratung wurde der Standort gemeinsam durch die Gemeindever-
waltung Muldestausee, den Vorhabenträger und die Landesstraßenbaubehörde Sach-
sen-Anhalt hinsichtlich seiner konkreten Eignung und insbesondere der verkehrlichen 
Erschließungsmöglichkeiten erörtert. 
 
Im Ergebnis wurde der Standort trotz seiner grundsätzlichen Eignung von der Landes-
straßenbehörde abgelehnt und von der Gemeinde nicht als Vorzugsstandort weiter-
verfolgt, weil die Nähe zum Knotenpunkt der B 100 als zu gering eingeschätzt wird als 
dass eine gefahrlose Zufahrt zum Marktgelände gegeben wäre. D.h. maßgeblich für 
die Entscheidung waren die bei der Betrachtung festgestellten Rahmenbedingungen 
der verkehrlichen Erschließung und die damit verbundenen Anforderungen an eine 
sichere und leistungsfähige Anbindung an das übergeordnete Straßennetz. 
 
 Der Standort südlich der Oberen Heidestraße wurde daher im weiteren Standort-

auswahlverfahren nicht weiter berücksichtigt. 
 
 
Standort 7 – Plodda (nördlich „Zur Tierzucht“) 
 
Als Ergebnis der durchgeführten Standortprüfung wurde der Standort 7 nördlich der 
Straße „Zur Tierzucht“ im Bereich der Bundesstraße B 100 als Vorzugsstandort für die 
Ansiedlung des geplanten Nahversorgungsmarktes ausgewählt. 
 
Der Standort weist aufgrund seiner Lage an der B 100 eine gute verkehrliche Erreich-
barkeit auf. Die Anbindung erfolgt über die Straße „Zur Tierzucht“ und ermöglicht eine 
gute Erreichbarkeit sowohl aus Plodda als auch aus den umliegenden Ortschaften. 
Damit erfüllt der Standort eine wesentliche Voraussetzung für die Sicherung der woh-
nortnahen Grundversorgung der Heidedörfer. 
 
Die Fläche ist ausreichend groß, um den geplanten Nahversorgungsmarkt mit einer 
Verkaufsfläche von maximal 799 m² einschließlich der erforderlichen Stellplätze, Ne-
ben- und Funktionsflächen umzusetzen.  
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Die derzeitige Nutzung ist durch eine landwirtschaftlich genutzte Fläche mit aufgrund 
ungünstiger Bodenverhältnisse geringem bzw. fehlendem landwirtschaftlichem Ertrag 
sowie durch Ruderalvegetation geprägt. Die Ruderalvegetation wird derzeit etwa ein-
mal jährlich gemäht bzw. geräumt. Eine wirtschaftlich relevante landwirtschaftliche 
Nutzung findet somit nicht statt. 
 
Die grundsätzliche Eignung des Standortes wurde im Rahmen einer gemeinsamen 
Beratung durch die Gemeindeverwaltung Muldestausee, den Vorhabenträger und die 
Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt (LSBB) geprüft und erörtert. Dabei wur-
den insbesondere die verkehrliche Erschließung und die Anbindung an die B 100 be-
trachtet. 
 
 Im Ergebnis der Standortprüfung weist der Standort 7 gegenüber den weiteren un-

tersuchten Flächen die günstigste Kombination aus ausreichender Flächengröße, 
Lage, Erreichbarkeit und tatsächlicher Verfügbarkeit auf.  

 Er stellt daher den am besten geeigneten Standort für die geplante Ansiedlung des 
Nahversorgungsmarktes dar. 

 
Fazit:  
 
Gerade die Erfahrungen mit dem ehemaligen Lebensmittelmarkt in Schlaitz verdeutli-
chen die Notwendigkeit, für die langfristige Sicherung der Grundversorgung einen 
Standort zu wählen, der neben einer ausreichenden Verkaufsfläche auch eine ange-
messene Stellplatzsituation, eine funktionsgerechte Erschließung und ausreichende 
Entwicklungsmöglichkeiten gewährleistet.  
 
Vor diesem Hintergrund unterstützt die Gemeinde Muldestausee die vorliegende Pla-
nung, da mit dem gewählten Standort die Voraussetzungen für eine langfristig tragfä-
hige und wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung geschaffen werden können. 
 

2.4 Verfahren 

Mit der Errichtung eines Lebensmittelmarktes in der Straße „Zur Tierzucht“ müssen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen abgeklärt werden. Die Errichtung des Netto-
Marktes ist eine objektkonkrete Planung mit festgesetzten Parametern und Gestaltung. 
Deshalb wurde für die Realisierung des Vorhabens als Planungsinstrument die Auf-
stellung eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gewählt. 
 
Die Gemeinde kann durch einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Zulässig-
keit von Vorhaben bestimmen, wenn der Vorhabenträger auf der Grundlage eines mit 
der Stadt abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und der Erschließungs-
maßnahmen bereit und in der Lage ist sich zur Durchführung zu verpflichten, gemäß 
§ 12 Abs. 1 BauGB. 
 
Die Gemeinde Muldestausee hat auf Antrag des Vorhabenträgers über die Einleitung 
des Bebauungsplanverfahrens nach pflichtbewusstem Ermessen zu entscheiden.  
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Muldestausee hat am 24.06.2026 für das Plangebiet 
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Netto-Markt Heidedörfer in öffentlicher 
Sitzung ausführlich beraten und die Aufstellung eines Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes beschlossen.  
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Wird in einem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine bauliche oder sonstige Nut-
zung allgemein festgesetzt (§ 12 Abs. 3a BauGB), ist unter entsprechender Anwen-
dung des § 9 Abs. 2 BauGB zu bestimmen, dass im Rahmen der festgesetzten Nut-
zungen, nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vorha-
benträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Der Durchführungsvertrag ist zwin-
gend erforderlich und muss zum Satzungsbeschluss in rechtsverbindlicher Form vor-
liegen. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird im Rahmen 
einer öffentlichen Auslegung durchgeführt. Die von der Planung berührten Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden nach § 4 Abs. 1 BauGB am Verfah-
ren beteiligt. Diese sollen sich im Rahmen ihrer Stellungnahmen auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB äußern. Der Umweltbericht ist Bestandteil der Plandokumentation. 
 
Die von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, von den Nachbar-
gemeinden und Nachbarstädten vorgebrachten Hinweise und Anregungen zum Vor-
entwurf werden im Rahmen einer Zwischenabwägung abgewogen. Die vorgebrachten 
Hinweise und Anregungen zum Vorentwurf werden in die Entwurfsunterlagen eingear-
beitet.  
 
Der Entwurf sowie die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen wer-
den danach gemäß § 3 Abs. 2 BauGB über den Zeitraum von einem Monat der Öf-
fentlichkeit vorgestellt und öffentlich ausgelegt. Dies entspricht dem formalen Ablauf 
innerhalb des Verfahrens zur Planaufstellung. Die Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufgabenbereich von der Pla-
nung berührt werden, werden alsdann gemäß § 4 Abs. 2 BauGB unterrichtet und am 
weiteren Planverfahren beteiligt.  
 
Die von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange, von den Nachbar-
gemeinden und Nachbarstädten vorgebrachten Hinweise und Anregungen zum Ent-
wurf werden im Rahmen einer Endabwägung abgewogen. 
 
Eine Verfahrensübersicht über die Aufstellung o.g. Bebauungsplanes wird dann dem 
fertiggestellten Bebauungsplan als Anlage beigefügt. Die Verfahrensvermerke und 
textlichen Festsetzungen werden mit auf die Planausfertigung des Satzungsexemplars 
aufgebracht. Damit ist gewährleistet, dass Zeichnung und Text auch für den Laien im-
mer im Zusammenhang zu sehen sind.  
 
 
 

3 Beschreibung des Baugebietes 

3.1 Lage, Größe des Planungsgebietes 

Die Gemeinde Muldestausee liegt zwischen Bitterfeld-Wolfen und Gräfenhainichen im 
äußersten Südosten des Landkreises Anhalt-Bitterfeld. Das in Rede stehende Plange-
biet zur Ansiedlung eines Netto-Marktes liegt in der Gemarkung Plodda, südlich der 
Ortslage von Schlaitz und westliche der Bundesstraße B 100. 
 
Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt im nordöstlich des Muldestausees, direkt 
an der Bundesstraße B 100. Von dieser Bundesstraße B 100 wird das Plangebiet über 
die Erschließungsstraße „Zur Tierzucht“ erschlossen. 
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Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 1,17 ha einschließlich umgebener Grün-
flächen auf dem Grundstück. 
 
Abbildung: Lage des Standortes in der Gemarkung Plodda 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kartengrundlage:  [Geobasisdaten/Stand] © LVermGeo LSA  
(www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de) / [2017, A 18-264-2009-7] 

 

3.2 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

Das Gebiet grenzt im Osten direkt an die Bundesstraße B 100 an und schließt die 
Anbindung der Straße „Zur Tierzucht“ mit ein. Im Norden befindet sich die Obere Hei-
destraße. Westlich des Plangebietes befindet sich ein mit Gehölzen bestandener Wall. 
Diese Erdaufschüttung umgrenzt Flächen zur Lagerung von Schüttgütern sowie Abla-
gerungen verschiedener Materialien.  
 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist auf der Plan-
zeichnung (Teil A) ersichtlich.  
 
Das Plangebiet umfasst folgenden Liegenschaftsbestand: 
 
Gemarkung:        Plodda  
Flur:                    1 
Flurstück:            439 
Teilflurstücke:     434, 128/8, 129/1, 129/7, 130/1, 130/6, 131/3, 131/8,  
                           406, 399 und 438 
 

3.3 Bestandssituation – Nutzung und Bebauung 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes umfasst Flächen ei-
ner Ruderalflur mit ausdauernden Arten. Es befinden sich keine Gewässer, keine Be-
bauungen oder topografische Auffälligkeiten im Plangebiet.  
 

3.4 Eigentumsverhältnisse 

Die für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan vorgesehenen Flächen befinden sich 
im privaten Eigentum. 
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Im östlichen Randbereich, Flurstück tlw. 438, befinden sich Flächen wie die Bundes-
straße B 100 und der Straßenentwässerungsgraben im Eigentum der Landes Sach-
sen-Anhalt unter Verwaltung der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt.   
 

3.5 Schutzgebiete 

Schutzgebiete oder Schutzobjekte nach Denkmal- und Naturschutzrecht sind im Plan-
gebiet nicht bekannt. Ebenso betrifft dies den Kenntnisstand hinsichtlich Gefährdun-
gen durch Hochwasserlagen oder Risikogebiete.  
 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete sind 
ebenfalls nicht bekannt.  
 
 

3.6 Denkmalschutz 

Generell ist die Aufgabe des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, Kulturdenk-
male als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte für die Nachwelt zu bewah-
ren. Kultur- und Sachgüter mit einem Schutzstatus sind nach derzeitigem Kenntnis-
stand im Plangebiet nicht vorhanden. Archäologische Bodendenkmale im Plangebiet 
sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht bekannt.  
 
Dennoch sind vor Realisierungsbeginn sind die bauausführenden Betriebe auf die ge-
setzliche Meldepflicht im Fall unerwartet freigelegter Funde oder Befunde hinzuwei-
sen. 
Nach § 9 Abs. 3 des Denkmalschutzgesetzes für Sachsen-Anhalt sind Befunde mit 
den Merkmalen eines Kulturdenkmals bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige 
bei der unteren Denkmalschutzbehörde unverändert zu lassen. Eine wissenschaftliche 
Untersuchung durch das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-An-
halt oder von ihm Beauftragte ist zu ermöglichen.  
 
Das Denkmalfachamt (Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie) und von ihm 
Beauftragte sind berechtigt, die Fundstelle nach archäologischen Befunden zu unter-
suchen und Bodenfunde zu bergen (§ 9 Abs. 3 DenkmalSchG LSA). 
 

3.7 Altlasten 

Altlastverdächtige Flächen sind Grundstücke, auf denen Abfälle behandelt, gelagert 
oder abgelagert worden sind (Altablagerungen) oder Grundstücke stillgelegter Anla-
gen (Altstandorte), bei denen der Verdacht besteht, dass schädliche Bodenverände-
rungen oder Gefahren für die Allgemeinheit hervorgerufen werden.  
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich keine altlastverdächtigen Flächen im 
Planbereich. Sollten während der Bauarbeiten Hinweise auf einen Altlastverdacht ge-
funden werden (z.B. Änderung von Geruch, Färbung des Bodens) ist umgehend das 
Umweltamt des Landkreises zu informieren.  
 
 

3.8 Katastrophenschutz 

Ein Verdacht auf Kampfmittel ist nicht bekannt. Bei Tiefbauarbeiten und sonstigen er-
deingreifenden Maßnahmen sollte dennoch grundsätzlich eine Rückfrage zum zustän-
digen Amt auf Kampfmittelverdacht erfolgen. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass Kampfmittelfunde jeglicher Art niemals ganz ausgeschlossen werden können.  
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3.9 Erholungsnutzung 

Das Plangebiet hat keine Bedeutung für die Erholungsnutzung. Eine Vorbelastung ist 
durch die angrenzende Tierzuchteinrichtung gegeben. 
 
 
 

4 Planungsrechtliche Festsetzungen 

4.1 Städtebauliches Zielkonzept 

Der Standort für das Planvorhaben befindet sich südlich der Ortslage Schlaitz und 
westlich der Ortslage Plodda, südlich der Kreuzung der Bundesstraße B 100 und nörd-
lich der Straße „Zur Tierzucht“.  
 
Durch die angrenzende Lage an die Ortslage Schlaitz, grenzt der Standort an die vor-
handene Siedlungsbebauung an, wenngleich sich der Standort nach dem Liegen-
schaftsbestand in der Gemarkung Plodda befindet.  
 
Für die benachbarten Ortschaften übernimmt der Standort maßgeblich eine örtliche 
Grundversorgungsfunktion. Durch den an dieser Stelle vorhandenen Bedarf an der 
Versorgung mit dem Angebot an Nahrungsmitteln, welcher durch die Ansiedlung eines 
Lebensmittelmarktes gedeckt wird, einerseits und an die Möglichkeit eine städtebauli-
che Ordnung zu schaffen andererseits, ergibt sich die Chance einer Entwicklung eines 
attraktiven Einzelhandelsstandortes für Waren des täglichen Bedarfes.  
 
Mit der Ansiedlung soll die wohnortnahe Grundversorgung der Bevölkerung der Hei-
dedörfer nachhaltig verbessert und der bereits seit längerer Zeit bekannten Unterver-
sorgung der Ortschaften Schlaitz, Gossa, Schmerz, Krina Burgkemnitz und Plodda 
entgegengewirkt werden. Die Planung ist außerhalb der zentralen Versorgungsberei-
che als versorgungsstrukturell sinnvoll zu betrachten.   
 
 
Ziele und Zweck der Planung: 
 
▪ Schaffung eines Gewerbegebietes für kleinflächigen Einzelhandel nach § 8 

BauNVO. 
▪ Verbesserung der Versorgungslage und städtebauliche Neuordnung (§ 1 Abs. 6 

Nr. 1 BauGB). 
▪ Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (§ 1 Abs. 5 BauGB) durch die Be-

grenzung des Maßes der baulichen Nutzung auf ein für den Standort verträgli-
ches Niveau.   

▪ Die Zulässigkeit des Vorhabens wird durch einen Vorhabenbezogenen Bebau- 
ungsplan bestimmt und mittels eines Durchführungsvertrag das Vorhaben und 
deren Erschließung verpflichtet (§ 12 Abs. 1 BauGB). 
 
 
 

4.2 Vorhaben- und Erschließungsplanung 

Im Westen der Bundesstraße B 100 unmittelbar an den Ortslagen Schlaitz und Plodda 
der Gemeinde Muldestausee plant ein Vorhabenträger auf dem Flurstück 439 sowie 
den Teilflurstücken 434, 128/8, 129/1, 129/7, 130/1, 130/6, 131/3, 131/8, 406, 399 und 
438 der Flur 1 in der Gemarkung Plodda den Neubau eines Nahversorgungsmarkts.  
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Das ca. 11.650 m² große Grundstück liegt direkt an der Straße „Zur Tierzucht“ und an 
der Bundesstraße B 100. Die Erschließung erfolgt über die Straße „Zur Tierzucht“.  
 
Der geplante Markt zum Verkauf von Lebensmitteln und Waren des täglichen Bedarfs 
soll vorrangig die Grundversorgung der Gemeinde sicherstellen. Der geplante Lebens-
mittelmarkt entspricht den heutigen marktwirtschaftlichen Ansprüchen.  
 
Der Lebensmittelmarkt soll durch ein Bäckereigeschäft mit kleinem Bistrot bzw. Cafè, 
welches unabhängig vom Lebensmittelmarkt betrieben werden wird, arrondiert wer-
den. Die Bäckerei wird baulich vom Markt getrennt errichtet, so dass auch voneinander 
unabhängige Öffnungszeiten erfolgen können.  
 
Innerhalb der Verkaufsfläche des Lebensmittelmarktes ist ein Sortimentsbereich mit 
mindestens 4.500 Artikeln vorgesehen. Der Sortimentsschwerpunkt liegt bei frischen 
Lebensmitteln, wie z.B. Obst und Gemüse, Selbstbedienungs-Fleisch und Selbstbe-
dienungs-Wurstartikel, Molkereiprodukte sowie Brote und Backwaren. Ergänzt wird 
das Sortiment durch Zeitschriften, frei verkäufliche Arzneiprodukte, Pflege- sowie 
Wasch-, Putz- und Reinigungsprodukte. Damit bietet der Lebensmittel- Discounter der 
Bevölkerung ein vielfältiges Versorgungsangebot an. 
 
Die Öffnungszeiten des Lebensmittelmarktes sind tendenziell von Montag bis Samstag 
von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr vorgesehen. Im Lebensmittelmarkt werden mind. 5 bis 6 
Personen beschäftigt sein. 
 
Der Baukörper des Marktes wird nach Südosten ausgerichtet und beinhaltet neben 
den o.g. Nutzungen auch Technik-, Lager- und Tiefkühlräume, sowie Nebenräume für 
Personal und Verwaltung, Sanitärräume und Andienungsbereiche. Der Eingangsbe-
reich des Lebensmittelmarktes ist in Richtung der Stellplätze zugeordnet. 
 
Die Gestaltung des Marktes erfolgt nach den betriebsüblichen Merkmalen des jeweili-
gen Lebensmittelmarktes. Der Baukörper wird mit einem Pultdach hergestellt. Die 
Putzfassade wird in hellen Farbtönen mit farbigen Akzenten sowie Glaselementen - 
insbesondere im Eingangsbereich - gestaltet. 
 
Dem Marktgebäude sind in etwa 76 PkW- Stellplätze für Kunden und Mitarbeiter, da-
von 2 Behindertenparkplätzen und 2 Familien- Parkplätze vorgelagert. Am Eingangs-
bereich befinden sich Stellbügel für Fahrräder. In die Parkplatzfläche werden Unter-
stände für Einkaufswagen integriert. 
 
Die Nutzung des Parkplatzes erfolgt während der Öffnungszeiten, voraussichtlich zwi-
schen 7.00 Uhr und 20.00 Uhr. Die verkehrliche Anbindung des Parkplatzes wird über 
die Zufahrt an der Straße „Zur Tierzucht“ gesichert. Weitere Zufahrten sind nicht vor-
gesehen.  
 
Die Randbereiche des Grundstücks werden mit Grün- und Pflanzflächen eingefasst.  
 
Der Andienungsbereich befindet sich im Südwesten des Markt-Gebäudes und wird 
über die Parkplatzfläche erschlossen. Die Anlieferung erfolgt täglich während der Ge-
schäftszeiten mit 7,5 Tonnen-Lkws und Kleintransportern.  
 
Werbeanlagen werden am Marktgebäude oberhalb des Eingangsbereichs angebracht. 
Zudem ist im Zufahrtsbereich ein Werbepylon vorgesehen. Beleuchtungen für den 
Markt selbst und der Werbepylone werden eine Stunde nach Schließung des Marktes 
abgeschaltet. 
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In der folgenden Abbildung sind die Funktionsbereiche, Mietbereiche und die Lage des 
geplanten Lebensmittelmarkts dargestellt: 
 

 
 

4.3 Verkehrliches- und Erschließungskonzept 

Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straße „Zur Tierzucht“. Des 
Weiteren werden folgende Ziele aufgezeigt: 
 
▪ Anbindung an das öffentliche Straßennetz der öffentlichen Straßen ohne Behin-

derung des fließenden Verkehrs, 
▪ Schaffung und Sicherung von ca. 76 Kunden- und Personal-Stellplätzen, davon 

zwei behindertengerechte Stellplätze sowie zwei Familien-Stellplätze, 
▪ Planungsrechtliche Sicherung der medientechnischen Erschließung an das vor-

handene Netz. 
 

4.4 Grünordnungszielkonzept 

Die brach gehaltene Landwirtschaftsfläche ist in der Artenvielfalt sehr monoton. Die 
Fläche besitzt keinen ertragreichen Boden und wird deswegen einmal im Jahr gegrub-
bert um eine Sukzession zu verhindern.  
 
Im Bestand ist auf der Plangebietsfläche, vor allem dort wo der Markt entstehen soll, 
mehrjährige Ruderalvegetation vorhanden (vgl. Umweltbericht - Bestandsplan).  
 
 
Erhaltenswerte ortsbildprägende Grünstrukturen, die in das Planungskonzept zwin-
gend integriert werden sollten, bietet das Plangebiet nicht.  
 
Im Rahmen der Grünplanung werden folgende Maßnahmen festgelegt:   
▪ Einbindung des Baugebietes in den umgebenden Landschaftsraum durch Biotop-

vernetzung, 
▪ Umsetzung von notwendigen Ausgleichsmaßnahmen im und außerhalb des Plan-

gebietes. 
 

Vorhaben- und 
Erschließungs-
plan des  
Vorhaben- 
bezogenen 
Bebauungs-
planes 
 
 
Kartengrund-
lage: [Geobasis-
daten/Stand] © 
LVermGeo LSA 
(www.lverm-
geo.sachsen-
anhalt.de) / 
[2017, A 18-
264-2009-7] 
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Mit der Planung wird der vorhandene Zustand durch Versiegelung des Bodens und 
Entzug des natürlichen Lebensraumes verschlechtert. Es gilt daher, den geplanten 
Eingriff zu ermitteln, zu bewerten und durch geeignete Maßnahmen an anderer Stelle, 
d.h. auf anderen Flächen auszugleichen bzw. Naturraum aufzuwerten oder zu entwi-
ckeln. 
 
Den geplanten Eingriff in die Grünlandfläche, d.h. die gestörten ökologischen Funktio-
nen gilt es an anderer Stelle zu kompensieren. 
 
 
 

5 Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

5.1 Planungsrechtliches Grundkonzept 
Mit dem Planungsinstrument eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes soll das 
Bauplanungsrecht für die Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes in Plodda erlangt 
werden. Es kann und wird nur das ganz konkret feststehende Vorhaben realisiert wer-
den.  
Mit der Planung eines Lebensmittelmarktes sowie eines Bäckereigeschäftes im Be-
reich an der Straße „Zur Tierzucht“ / Bundesstraße B 100 soll den Bedürfnissen der 
Einwohner bezüglich einer Grundversorgung gerecht werden. Mit dem Vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan werden objektkonkrete Planungen mit festgesetzten Para-
metern und Gestaltung hoheitlich befürwortet. 
 
Für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung werden die wesentlichen Festsetzun-
gen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, die zu den Planinhalten getroffen, im 
Einzelnen begründet. Sie beziehen sich auf die im § 9 Abs. 1 BauGB aufgeführten 
festsetzungsfähigen Inhalten des Bebauungsplanes in Verbindung mit den entspre-
chenden Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO). 
 
Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes werden hier in der Begründung 
zum besseren Verständnis im Schreibstil „kursiv“ aufgeführt. 
 

5.2 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend dem Aufstellungsbeschluss und dem städtebaulichen Zielkonzept, ist 
die Ausweisung eines Gewerbegebietes § 8 BauNVO, mit den Zufahrtsbereichen so-
wie von Flächen zur Entwicklung von Natur und Landschaft vorgesehen.  
 
Zur Nutzungsart wird für die Fläche Gewerbegebiet folgende Textliche Festsetzung 
getroffen: 
 
Textliche Festsetzung: 
 

1.   Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 sowie Abs. 2 BauGB, § 8 BauNVO) 

 

Innerhalb des Plangebietes ist zulässig: 
1.1   Lebensmittelmarkt mit Discountsortiment 
1.2  Betriebseinrichtungen eines Lebensmittelhandwerks (Bäckerei, Konditorei, Fleische-

rei) oder Kleindienstleisters (Postfiliale, Schlüsseldienst, Schuhreparatur) 
1.3. zugehörige Stellplätze, Lieferbereiche und Nebenanlagen wie Überdachungen von  
  Einkaufswagen. 
1.4       Zulässig sind nur Nutzungen, die durch den Durchführungsvertrag gedeckt sind.  
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Die Zulässigkeiten werden anhand des konkret feststehenden Vorhabens festgesetzt. 
Durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes wird die Voraussetzung für ein Lebens-
mittel-Discounter sowie eines Bäckereigeschäftes am Standort der Straße „Zur Tier-
zucht“ geschaffen.  
 
Die Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes am Standort soll dem Erfordernis nach ei-
ner Grundversorgung im Ort für die Einwohner der Gemeinde entsprechen. 
 

5.3 Maß der baulichen Nutzung  

 
Textliche Festsetzungen: 
 

2.  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 17 und 18 BauNVO) 

 

2.1  Die maximale Verkaufsfläche des Lebensmittelmarktes beträgt 799 m². 
2.2       Die maximale Verkaufsfläche für einen zusätzlichen Betrieb des Lebensmittelhand-

werks oder Kleindienstleisters beträgt 85 m². 
2.3  Die maximal zulässige Grundflächenzahlt beträgt 0,7. 
2.4  Die maximale Gebäudehöhe für bauliche Anlagen beträgt 9 m.  
2.5  Die festgesetzte Gebäudeoberkante darf durch untergeordnete Anlagen der Gebäu-

detechnik mit entsprechenden Aufbauten überschritten werden. 

 

Für das Baugebiet gilt (gemäß Nutzungsschablone in der Planzeichnung): 
 

GE - Gewerbegebiet I – max. zulässige Zahl der Vollgeschosse 
 

9 m – max. Höhe baulicher Anlagen 0,7 – max. zulässige Grundflächenzahl  
 

Grünordnerische Maßnahmen Maßnahmen zum Artenschutz 
 

 
Grundflächenzahl (GRZ) 
Das Maß der baulichen Nutzung ist nach § 16 BauNVO durch die Grundflächenzahl 
und die Höhe baulicher Anlagen bestimmt. Die Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung sollen eine zulässige Dimensionierung der Bebauung definieren, die im Hin-
blick auf die Art der baulichen Nutzung geeignet ist.  
 
Bezüglich des Maßes der baulichen Nutzung besteht das Grundkonzept darin, die Flä-
che so effektiv wie möglich zu nutzen. Dadurch wird zudem zum sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden beigetragen und die Inanspruchnahme neuer Flächen im Au-
ßenbereich vermieden. 
 
Die Grundfläche ist der Anteil des Baugrundstücks, der mit baulichen Anlagen über-
deckt, d.h. versiegelt werden darf. Als Grundfläche ist die Fläche anzusetzen, die im 
Baugebiet tatsächlich bebaut wird. Nicht zur Grundfläche zählen Grünflächen. Festge-
setzten Flächen für Anpflanzgebote sind bei der Ermittlung der Grundfläche nicht zu 
berücksichtigen.  
 
Die Grundfläche ist ins Verhältnis zu setzen mit der Grundstücksfläche, dies ergibt die 
Grundflächenzahl. Die obere Grenze für das Maß der baulichen Nutzung für Gewer-
begebiete liegt nach § 17 Abs. 1 BauNVO bei einer verminderten Grundflächenzahl 
von 0,7 als Höchstmaß.  
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Zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan und nach Ermittlung der Grundfläche nach 
§ 19 Abs. 4 NauNVO steht die Bebauung der Fläche vollständig fest. Bei einer Fest-
setzung der GRZ von 0,7 besteht die Zielsetzung darin, dass dem Gebot des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB hinreichend entspro-
chen wird. 
 
Vollgeschosse 
Diese Festsetzung bietet mit der Begrenzung der Anzahl der Vollgeschosse von Eins 
als Höchstmaß an die im Plangebiet zulässige Bebauung. Ein Vollgeschoss ist typisch 
für die Gebäudeplanung von Lebensmittelmärkten für Waren des täglichen Bedarfs. 
 
Höhe baulicher Anlagen 
Die Gebäudehöhe des Lebensmittelmarktes soll 9 Meter nicht übersteigen. Damit wird 
dem Gebot des Einfügens in den Landschaftsraum Rechnung getragen. 
 

5.4 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Textliche Festsetzung: 
 
3.  Überbaubare Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

 

3.1 Stellplätze, Lieferbereiche, Elektroladesäulen und andere Nebenanlagen nach § 14 
BauNVO sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

3.2 Überdachungen für Einkaufswagen sind nur innerhalb der Baugrenze  
            zulässig. 

 
Mit den Festsetzungen der überbaubaren Fläche und damit auch der nicht überbau-
baren Fläche werden die baulichen Nutzungen geregelt.  
 
Die überbaubaren Flächen ergeben sich aus den festgesetzten Baugrenzen. Die Bau-
grenze ist per Planeinschrieb festgesetzt. Mit den Festsetzungen sind Stellplätze, Ga-
ragen, Nebenanlagen und Überdachungen für Einkaufswagen nur innerhalb der Bau-
grenze zulässig. Dies sei dadurch klargestellt.  
 
Der Bebauungsplan gibt die räumliche Lage von Gebäuden, Stellplätzen, Lieferberei-
che, Ladesäulen und die genannten Nebenanlagen dahingehend vor, dass diese aus-
schließlich nur innerhalb der Baugrenze angelegt werden dürfen. 
 
 

5.5 Flächen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlags-                  
wasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

 
Textliche Festsetzung: 
 

4. Flächen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser  
            (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

 

4.1       Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist auf der Grundstücksfläche zu 
            retentieren und zu versickern.  
4.2       Das Niederschlagswasser der Verkehrsflächen einschließlich der Rampe des Mark-

tes ist über geeignete Mulden und/oder Rigolen- bzw. Versickerungssysteme ortsnah 
zu versickern. 
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Zu beachten gilt, dass das Niederschlagswasser, das auf dem Dach des Netto-Mark-
tes und Nebenanlagen anfällt, nicht in eine Kanalisation geleitet werden kann, weil 
schlichtweg keine vorhanden ist.  
 
Hier muss durch den Vorhabenträger ein Niederschlagswasserbeseitigungskonzept 
erstellt werden. Dieses ist mit der unteren Wasserbehörde des Landkreises abzustim-
men, damit es zur Genehmigung gereicht werden kann.  
 
Vorstellbar ist, dass das Niederschlagswasser auf dem Grundstück zunächst zurück-
gehalten (retentiert) und anschließend versickert wird. Im Rahmen eines Baugrund-
gutachtens ist die Versickerungsfähigkeit des anstehenden Bordens zu ermitteln und 
darauf hin die geeigneten Maßnahmen zu erarbeiten. Im Zuge des fortschreitenden 
Planverfahrens ist durch die Vorhabenträger ein Maßnahmekonzept beizubringen. 
 
Das Niederschlagswasser der Verkehrsflächen der Bundesstraße sind davon unbe-
rührt. Der zur Straße zugehörige Entwässerungsgraben wird nachrichtlich in der Plan-
zeichnung dargestellt. Es ist davon auszugehen, dass der Graben das zusätzlich an-
fallende Niederschlagswasser der Aufweitungsspur mit aufnehmen kann. 
 

5.6 Grünordnerische Maßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Ziffer a) BauGB) 

Im Bebauungsplan wurden auf Grundlage der durchgeführten Bestandsaufnahme und 
Bewertung des Naturhaushaltes grünordnerische Festsetzungen getroffen. Diese die-
nen insbesondere der Vermeidung und Kompensation der durch die Planung zu er-
wartende Eingriffe sowie dem Schutz, der Pflege und der Entwicklung von Natur und 
Landschaft. Gleichzeitig sollen die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie der 
Erhalt der Pflanzen- und Tierwelt sichergestellt werden. 
 
Das Landschaftsbild spielt im Rahmen der vorliegenden Planung eine eher unterge-
ordnete Rolle. Die durch die geplante Bebauung und die damit verbundenen Eingriffe 
auf den zukünftigen Bauflächen zu erwartenden Beeinträchtigungen wurden ermittelt 
und bewertet. Die Ermittlung des Eingriffs und des daraus resultierenden Kompensa-
tionsbedarfs erfolgt im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung im Umwelt-
bericht. 
 
Die zur Kompensation der Eingriffe erforderlichen Vermeidungs-, Minderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen werden ebenfalls im Umweltbericht (Teil II der Begründung) 
beschrieben und bilanziert. Die dort dargestellten Maßnahmen bilden die Grundlage 
für die entsprechenden grünordnerischen Festsetzungen im Bebauungsplan. 

 

5.7 Maßnahmen zum Artenschutz (§ 44 BNatSchG) 

Nach § 14 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Be-
einträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Bei den geplanten Bau-
vorhaben handelt es sich um Vorhaben im Sinne des § 18 BNatSchG. Damit gelten im 
gesamten Plangebiet die artenschutzrechtlichen Vorschriften des § 44 BNatSchG.  
 
Im Aufstellungsverfahren von Bauleitplänen sind die Regelungen über den Arten-
schutz fachlich abzuarbeiten. Dabei ist zu prüfen, ob die ökologische Funktion evtl. 
betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten / evtl. betroffener Pflanzenstandorte von 
in Anhang IV FFH-Richtlinie aufgeführten Arten oder von europäischen Vogelarten im 
räumlichen Zusammenhang auch bei evtl. mit dem Vorhaben verbundenen Störungen, 
Zerstörungen und anderen Betroffenheiten weiterhin erhalten bleibt.  
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Um den Belangen des Artenschutzes gerecht zu werden, wurde mit der Aufstellung 
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Netto-Markt Heidedörfer“ ein Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag erarbeitet.  
 
Es wurden die von dem geplanten Vorhaben möglicherweise betroffenen Arten gemäß 
§ 44 BNatSchG betrachtet und evtl. Auswirkungen auf die streng geschützten Arten 
bzw. die europäischen Vogelarten beurteilt. 
 
Der Fachbeitrag ist als Anlage zum Umweltbericht zum Vorentwurf beigefügt und ist 
somit Bestandteil der Planunterlagen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.  
 
 
Textliche Festsetzung: 
 

6.  Maßnahmen zum Artenschutz (§ 44 BNatSchG) 

 
V 1 – Bauzeitenregelung zur Baufeldfreimachung 
 
▪ Die Beseitigung der Ruderalvegetation sowie sonstige Maßnahmen der Baufeldfreima-

chung sind außerhalb der allgemeinen Brutzeit der Vögel im Zeitraum vom 1. Oktober 
bis zum 28./29. Februar durchzuführen. 

▪ Sollte eine Baufeldfreimachung innerhalb der Brutzeit erforderlich werden, ist unmittel-
bar vor Beginn der Arbeiten durch eine fachkundige Person nachzuweisen (Ökologische 
Baubegleitung), dass sich keine besetzten Nester oder Fortpflanzungsstätten im Ein-
griffsbereich befinden. Werden Brutvorkommen festgestellt, sind geeignete Maßnahmen 
mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 

 
Es hat sich herausgestellt, dass Lichtimmissionen einen erheblichen Einfluss auf das 
Verhalten der örtlichen Fauna nehmen. Daher ist man bestrebt ein Lichtmanagement 
zu betreiben, welches einen schonenden Umgang mit der Tier- und insbesondere mit 
der Insektenwelt pflegt. 
 
Textliche Festsetzung: 
 
V 2 – Vermeidung unnötiger Lichtemissionen 
 
▪ Grundsätzlich ist die Raumaufhellung der Umgebung des Plangebietes auf ein Mindest-

maß zu reduzieren. Dies ist durch technische Maßnahmen umzusetzen:  
▪ Parkplatzbeleuchtung mit Abstrahlwinkel nach unten, nach oben geschlossenem Ge-

häuse und Beleuchtung der Gebäude Verwendung von nach unten abstrahlenden Lam-
pen.  

 
▪ Reduktion der Beleuchtungsdauer durch Reduzierung der Parkplatzbeleuchtung in den 

Nachtstunden und an Feiertagen, d.h. außerhalb der Öffnungszeiten der Märkte, (Steue-
rung durch Zeitschaltuhren).   

▪ Reduzierung der dauerhaften Innenbeleuchtung der Märkte nach Marktschluss. Ist eine 
Beleuchtung der Innenräume aus Einbruchvorsorgegründen über die Nachtstunden 
zwingend erforderlich, ist diese über Bewegungsmelder zu steuern.  

▪ Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel. 
▪ Lichtfarbe: Verwendung warmweißen Lichtes von unter 3300 K, kein UV-Anteil im 

Lichtspektrum. 
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5.8 Örtliche Bauvorschriften  

Gemäß § 85 BauO LSA können die Gemeinden und Städte örtliche Bauvorschriften 
erlassen, wenn dies erforderlich ist um die Gestaltung des Ortsbildes zu regeln (Ge-
staltungssatzung).  
 
Für das Plangebiet betrifft dies die Gestaltung von Werbeanlagen. Im Rahmen der 
Neustrukturierung eines Gewerbegebietes als zentrale Einkaufsstätte in der Ge-
meinde Muldestausee sind auch die Werbeanlagen neu zu konzipieren.  
 
Grundsätzlich sind Werbeanlagen so anzuordnen, aufzustellen, anzubringen und zu 
gestalten, dass sie in Form, Maßstab, Material und Farbe das Gemeindebild nicht be-
einträchtigen. Des Weiteren ist darauf zu achten, dass die Sichtbeziehungen für die 
Verkehrsanbindung sowie auch für die Verkehrsführung nicht gestört werden. 
 
Daher gelten für die Werbeanlagen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes folgende Festlegungen: 
 
 

B Örtliche Bauvorschriften – Gestaltung Werbeanlagen  
(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 85 BauO) 

 

1. Es sind nur Werbeanlagen zulässig, die zur Bewerbung der Stätte der Leistung die-
nen.  

2. Standfahnen und Mastwerbeanlagen dürfen die Verkehrssicherheit bzw. Sichtbezie-
hungen insbesondere im Zufahrtsbereich nicht einschränken.   

3. Es ist nur ein Werbepylon zulässig mit einer Höhenbeschränkung von max. 10 m über 
Geländeoberfläche, wobei der Bereich zwischen Geländeoberfläche und Bewer-
bungsfläche bis 2,50 m Höhe mit Ausnahme der statisch erforderlichen Konstruktion 
vollständig freizuhalten ist.  

4.   Werbeanlagen am Gebäude dürfen die Oberkante des Gebäudes um maximal  
2,50 m überschreiten. 
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6 Verkehrserschließung  
 
Äußere Erschließung 
Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über öffentliche Verkehrsanlagen. 
Das Plangebiet wird im Osten an das öffentliche Straßennetz der Bundesstraße B 100 
angebunden. Zur Anbindung wird eine Verziehungsspur eingerichtet. Diese ist ent-
sprechend der Verkehrsuntersuchung neu herzustellen, damit eine reibungslose An-
dienung des Plangebietes erfolgen kann. 
 
Die Straße „Zur Tierzucht“ ist bis zur Einfahrt auf das Marktgrundstück auszubauen. 
Der zulässige Bereich in der die verkehrliche Erschließung für die Zu- und Ausfahrt 
vorgenommen werden kann, ist in der Planzeichnung markiert worden. Die Distanz 
zwischen Achsmitte der Einfahrt zur Achse der Bundesstraße beträgt ca. 85 m. 
 
Die Anbindung der Straße „Zur Tierzucht“ zur B 100 ist so auszuführen, dass zwei 
getrennte Ausfahrten (Links- und Rechtsabbieger) hergestellt werden können. Auf 
diese Weise wird ein Rückstau wirksam vermieden. 
 
Entlang der Bundesstraße B 100 soll zur Ortslage Schlaitz vom Plangebiet ausgehend 
ein Fuß- und Radweg hergestellt werden. Diese Verbindung ist für die Integration des 
neuen Standortes von hoher Bedeutung. Sie stellt ein weiteres Teilstück zum Ausbau 
des fuß- und radläufigen Verkehrsnetzes im Gemeindegebiet dar.   
 
Innere Erschließung 
Die innere Erschließung, d.h. auf dem potenziellen Baugrundstück, erfolgt über Fahr-
gassen, Parkflächen und Flächen, die dem Be- und Entladebereich dienen. Betriebs-
interne Wegeführungen und Erschließungen unterliegen keiner planungsrechtlichen 
Relevanz. 
 
Geh- und Radwege 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein privates Gelände. Im Osten, entlang der 
Bundesstraße B 100, wird eine Fuß- und Radwegeverbindung ausgebaut. Somit kön-
nen die Bewohner aus den nördlichen Ortslagen den Einkaufsmarkt zu Fuß und/oder 
mit dem Fahrrad erreichen. Eine öffentliche Widmung oder anderweitige rechtliche 
Übertragungen zur Nutzung für die Öffentlichkeit müssen unabhängig vom Baupla-
nungsrecht geregelt werden. 
 
Ruhender Verkehr 
Innerhalb des Plangebietes sind keine öffentlichen Stellplätze vorgesehen. Die gemäß 
§ 48 Abs. 1 BauO LSA erforderlichen Stellplätze sind grundsätzlich auf den jeweiligen 
Grundstücken im Bauantrag nachzuweisen. Dies schließt auch Stellplätze für Kunden 
sowie für das Personal mit ein. Der erforderliche Stellplatzbedarf gilt damit als gedeckt. 
 
Zur Gewährleistung einer vielfältigen und bedarfsgerechten Nutzung sind die Stell-
plätze differenziert auszugestalten. Vorgesehen sind unter anderem Stellplätze für Fa-
milien und Menschen mit Behinderungen. 
 
Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Eine unmittelbare Anbindung des Plangebiets an den öffentlichen Personennahver-
kehr besteht nicht. Die umliegenden Ortschaften Schlaitz, Plodda und Gossa sind je-
doch über zwei Buslinien an das regionale ÖPNV-Netz angebunden. 
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Die Buslinie 420 verbindet die drei Ortschaften Schlaitz, Plodda und Gossa miteinan-
der und verkehrt zwischen den Orten weitgehend im Stundentakt. Damit besteht ins-
besondere für die Bevölkerung der umliegenden Ortschaften eine regelmäßige Ver-
bindung untereinander. 
 
Die Buslinie 423 dient insbesondere dem Schüler- und Pendlerverkehr und stellt eine 
Verbindung zum S-Bahnhof Muldenstein sowie nach Bitterfeld her. Über den An-
schluss an den Bahnhof Muldenstein bestehen darüber hinaus weiterführende Mög-
lichkeiten zur Nutzung des regionalen Schienenverkehrs. 
 
Auch wenn keine direkte Haltestelle am Plangebiet vorhanden ist, ist der geplante 
Nahversorgungsstandort somit über das bestehende ÖPNV-Netz der umliegenden 
Ortschaften grundsätzlich erreichbar. Die Erreichbarkeit mit dem öffentlichen Perso-
nennahverkehr ergänzt damit die verkehrliche Erreichbarkeit des Standortes mit dem 
motorisierten Individualverkehr sowie zu Fuß und mit dem Fahrrad. 
 
Verkehrsaufkommen 
Das Plangebiet befindet sich westlich der Bundesstraße B 100. Die Erschließung er-
folgt von der Bundesstraße B 100 aus über die Straße „Zur Tierzucht“ auf das Bau-
grundstück.  
 
Zur Beurteilung der verkehrlichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens wurde 
durch das Büro UHLIG & WEHLING GmbH Ingenieurgesellschaft aus Mittweida eine 
Verkehrsuntersuchung durchgeführt. Im Rahmen des Verkehrsgutachtens wurden ins-
besondere die Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität der für die Erschließung rele-
vanten Knotenpunkte untersucht. 
 
Als Grundlage der Untersuchung wurden am 20.05.2026 aktuelle Verkehrserhebun-
gen durchgeführt. Dabei wurde das Verkehrsaufkommen an zwei Knotenpunkten er-
fasst. Zum einen erfolgte die Erhebung am Knotenpunkt B 100 / „Zur Tierzucht“, über 
den die Anbindung des geplanten Einkaufsmarktes vorgesehen ist. Zum anderen 
wurde der rund 180 m nördlich gelegene Knotenpunkt B 100 / Obere Heidestraße / 
Alte Hauptstraße betrachtet. 
 
Durch die Errichtung und den Betrieb des geplanten Nahversorgungsmarktes ist 
grundsätzlich mit einem zusätzlichen Verkehrsaufkommen zu rechnen. Im Rahmen 
des Verkehrsgutachtens wurde daher geprüft, ob die vorhandene Verkehrsinfrastruk-
tur in der Lage ist, die zusätzlichen Verkehre leistungsfähig und sicher aufzunehmen. 
 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die untersuchten Knotenpunkte auch ohne zu-
sätzliche Abbiegespuren sowohl im Bereich der Oberen Heidestraße als auch an der 
Zufahrt des Einkaufsmarktes über die Straße „Zur Tierzucht“ die Qualitätsstufe A er-
reichen. Damit ist sowohl eine sehr gute Verkehrsqualität als auch eine ausreichende 
Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte gegeben. 
 
Die ermittelten Rückstaulängen betragen an den untersuchten Knotenpunkten jeweils 
nicht mehr als 6,0 m. Aufgrund der insgesamt geringen Verkehrsbelastung der B 100 
bestehen ausreichende Leistungsreserven, um das durch den zukünftigen Nahversor-
gungsmarkt zusätzlich zu erwartende Verkehrsaufkommen aufzunehmen. 
 
Aus verkehrlicher Sicht ist daher davon auszugehen, dass die geplante Nutzung ohne 
wesentliche Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des bestehenden Straßennetzes 
umgesetzt werden kann.  
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Anpassungen oder ein Ausbau der bestehenden Verkehrsinfrastruktur sind nach den 
Ergebnissen des Verkehrsgutachtens nicht erforderlich. Das Verkehrsgutachten ist als 
Anlage 3 Bestandteil der Begründung. 
 
Hinweise 

Sollten im Bereich der vorhandenen Anschlüsse bauliche Veränderungen notwendig 
werden, so ist mindestens 14 Tage vor Beginn der Bauarbeiten die untere Verkehrs-
behörde des Landkreises zu informieren. 
 
Wird im Zusammenhang mit der Erschließungs- bzw. Bautätigkeit öffentliche kommu-
nale Verkehrsflächen (Fahrbahnen, Gehwege) eingeschränkt, ist im § 45 Abs. 6 der 
Straßenverkehrsordnung (STVO) bei der öffentlichen Verkehrsbehörde ein Antrag auf 
Anordnung verkehrsregelnder Maßnahmen zu stellen. 
 

 

7 Medientechnische Ver- und Entsorgung 

 
Die Angaben zu den medientechnischen Ver- und Entsorgungsanlagen werden im Er-
gebnis der frühzeitigen Beteiligung präzisiert und ergänzt. Die dann in der Planzeich-
nung einzutragenden Leitungen sind lageungenau (informeller Charakter) und dinglich 
zu sichern. 
 
Da der Anlagenbestand der Ver- und Entsorgungsträger ständigen Änderungen und 
Erweiterungen unterliegt, wird auf die beschränkte Gültigkeit der Stellungnahmen von 
Versorgungsträgern hingewiesen. Vor Baubeginn ist aktuell Auskunft über die Lei-
tungsnetze einzuholen. 
 

7.1 Leitungsauskunft 

Für die zukünftig geplanten Einzelbaumaßnahmen steht als Möglichkeit zur Leitungs-
auskunft das BIL-Portal https://portal.bil-leitungsauskunft.de zur Verfügung.  
 
Das BIL-Online-Portal ist ein Bundesweites Informationssystem zur Leitungs-recher-
che und stellt eine umfassende branchenübergreifende Online-Leitungs-auskunft be-
reit. Die Nutzung der BIL-Leitungsauskunft ist kostenlos und ermöglicht die Bauan-
frage direkt für das jeweilige Baugrundstück. 
 
Im Rahmen der konkreten Erschließungs- und Objektplanung sind nochmals Aus-
künfte zum Anlagenbestand einzuholen. 
 
 

7.2 Wasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung hat über das öffentliche Netz zu erfolgen. Der Zuständig-
keitsbereich erfolgt über die MIDEWA Wasserversorgungsgesellschaft in Mittel-
deutschland mbH.  
 
Innerhalb des Verfahrens wird der Versorgungsträger um Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert, indem die Verfügbarkeiten, Möglichkeiten und Maßnahmen sich 
Sicherstellung der Versorgung dargelegt werden.  
 
 

https://portal.bil-leitungsauskunft.de/
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Generell gilt, dass bei der Neuerrichtung der Ver- und Entsorgungssysteme auf die 
Einhaltung der Vorschriften zum Schutz des Trinkwassers zu achten ist. Es sind keine 
Verbindungen zu anderen Rohrleitungen oder Abwasseranlagen zuzulassen.  
 
Nach Verlegung der TW-Leitungen sind die hygienischen Vorschriften (u. a. Freigabe-
untersuchung) einzuhalten. Es ist rechtzeitig ein Antrag auf Herstellung des Trinkwas-
serhausanschlusses über ein Installationsunternehmen zu stellen und der MIDEWA 
mbH zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 
 
Die Kenntnisse zum derzeit vorhandenen Leitungsbestand werden nachrichtlich in der 
Planzeichnung (Teil A) dargestellt.  
 
Löschwasser 
Der abwehrende Brandschutz obliegt gemäß Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz 
LSA vom 07.06.2001, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17.02.2012 
den Städten und Gemeinden.  
 
Für die Brandbekämpfung ist eine ausreichende Löschwassermenge vorzuhalten. Das 
erforderliche Löschwasser für den Grund- und Objektschutz muss innerhalb des 
Löschbereichs im Umkreis von maximal 300 m zur Verfügung stehen. Der Löschwas-
serbedarf für den Löschbereich ist nach dem Technischen Regelwerk der Deutschen 
Vereinigung des Gas- und Wasserfaches (DVGW) festzulegen.  
 
Das Regelwerk ist für die Planung und den Bau ausgewiesener Bebauungsgebiete 
und für Bauvorhaben im Außenbereich anzuwenden.  
 
Das technische Regelwerk differenziert den erforderlichen Löschwasserbedarf nach 
der Gefahr der Brandausbreitung. So werden unter Berücksichtigung der baulichen 
Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung folgende Richtwerte für den Löschwas-
serbedarf für eine Löschzeit von 2 Stunden im Bebauungsplangebiet angegeben:  
 

 Geschossflächenzahl 
von 1,0 - 2,4  

Geschossflächen-
zahl von 0,7 - 1,0 

Geschossflächen-
zahl von ≤ 0,3 – 0,6 
  

Gefahr der Brand-
ausbreitung : klein  
 

→ 96 m³/h  → 96 m³/h → 48 m³/h 

Gefahr der Brand-
ausbreitung : mittel 
 

→ 192 m³/h  → 96 m³/h → 96 m³/h 

Gefahr der Brand-
ausbreitung : groß 
 

→ 192 m³/h  → 192 m³/h → 96 m³/h 

 
Im zuvor genannten Technischen Regelwerk werden die Begriffe „Grundschutz“ und 
„Objektschutz“ wie folgt definiert: 
 

• Grundschutz: Brandschutz für Wohngebiete, Gewerbegebiete, Mischgebiete 
und Industriegebietet ohne erhöhtes Sach- oder Personenrisiko 

• Objektschutz: über den Grundschutz hinausgehender Objektbezogener Brand-
schutz  
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Für das Bebauungsplangebiet beträgt der Grundschutz an Löschwasser nach den Vor-
gaben des Arbeitsblattes W 405 des DVGW-Regelwerkes und bei Annahme einer klei-
nen bis mittleren Gefahr der Brandausbreitung 96 m³ je Stunde für einen Zeitraum von 
2 Stunden. 
 
Grundsätzlich haben die Städte und Gemeinden für ausreichend Löschwasser Sorge 
zu tragen. Für diese Aufgabe können sie sich Dritter (z.B. Wasserversorgungs-unter-
nehmen - WVU) bedienen. Bestehen keine vertraglichen Beziehungen zwischen der 
Stadt und dem Wasserversorgungsunternahmen kann grundsätzlich keine Verpflich-
tung zur Grundschutzabsicherung über das öffentliche Hydrantennetz hergeleitet wer-
den. 
 
Der zuvor genannte Richtwert gibt den Gesamtbedarf an unabhängig davon welche 
Entnahmemöglichkeiten bestehen und in welchem Umfang diese genutzt werden. 
Nach derzeitigem Kenntnisstand kann die Löschwasserbereitstellung an dem vorhan-
denen Hydranten auf der Hauptleitung mit einer Nennweite von DN 200 in Höhe von 
96 m³/h gewährleistet werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wird der Versorgungsträger um Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert. 
 

7.3 Schmutzwasser 

Die Gemeinde Muldestausee ist Mitglied im Zweckverband für Wasserversorgung und 
Abwasserbehandlung Gräfenhainichen (ZWAG) mit Sitz in Gräfenhainichen. Der Ver-
band sichert u.a. die Abwasserentsorgung der Gemeinde ab.  
 
Grundlage der Bebauung ist die schadlose Ableitung von Schmutzwasser und die ord-
nungsgemäße Behandlung des Abwassers. Zu welchen Bedingungen das geplante 
Vorhaben an das Kanalnetz des ZWAG angeschlossen werden, wird im Zuge der Be-
antragung einer Stellungnahme zum jeweiligen Bauantrag separat durch den ZWAG 
bearbeitet. 
 

7.4 Niederschlagswasser  

Es ist bekannt, dass zur ordnungsgemäßen Niederschlagswasserbeseitigung entspre-
chend § 79b WG LSA4 der Grundstückseigentümer (oder Straßenbaulastträger) ver-
antwortlich ist. Dabei soll Niederschlagswasser ortsnah versickert oder verrieselt oder 
direkt in ein Gewässer eingeleitet werden. 
 
Sollte eine gezielte Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers über techni-
sche Anlagen (Rigolen, Versickerungsmulden, Versickerungsschachten etc.) neu ge-
plant werden, ist ein entsprechender Antrag für die Benutzung des Gewässers gemäß 
§ 10 i. V. m. §§ 8 und 9 WHG bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises einzu-
reichen. Dem Antrag sind ein Lageplan, die Bemessungsberechnung sowie eine 
Grundriss- und Schnittdarstellung beizufügen. 
 
Zur Förderung einer nachhaltigen Regenwasserbewirtschaftung wird die Anwendung 
des sogenannten „Schwammstadt-Konzeptes“ empfohlen. Ziel dieses städtebaulichen 
Konzepts ist es, anfallendes Niederschlagswasser möglichst ortsnah zurückzuhalten, 
zu versickern, zwischenzuspeichern und nutzbar zu machen, anstatt es unmittelbar in 
die Kanalisation abzuleiten, wobei im vorliegenden Fall keine Kanalisation vorhanden 
ist. 
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Hierzu sollen geeignete Maßnahmen wie die Anlage von Grün- und Retentionsflächen, 
der Einsatz wasserdurchlässiger Beläge sowie die Ausbildung von Rückhalte- und 
Versickerungseinrichtungen vorgesehen werden. Um möglichst viel Oberflächenwas-
ser dem Grundwasser zuzuführen wird die Verwendung von Verbundpflastersteinen 
für die Stellplätze empfohlen. 
 
Durch diese Maßnahmen kann das Niederschlagswasser zeitverzögert abgegeben, 
die Belastung der Entwässerungssysteme reduziert und ein Beitrag zur Klimaanpas-
sung sowie zur Grundwasserneubildung geleistet werden. 
 
Mit den Festsetzungen zur Rückhaltung und Versickerung des Niederschlagswassers 
wird vorgegeben, dass das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
möglichst ortsnah bewirtschaftet wird.  
 
Hierzu ist vom Vorhabenträger ein Niederschlagswasserbeseitigungskonzept zu er-
stellen. Eine bedingende Voraussetzung ist die Kenntnis über die Versickerungsfähig-
keit des anstehenden Bodens. Diese Versickerungsrate ist über ein Baugrund- und 
Bodengutachten zu ermitteln. 
 
Das funktionsfähige Konzept zur Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers ist 
im Zuge des Planverfahrens zu entwickeln und sollte in den Entwurf des Bebauungs-
planes eingepflegt werden. 
 

7.5 Energieversorgung  

Die Möglichkeit zur Versorgung des Grundstückes mit Strom ist gegeben, da das vor-
handene Versorgungsnetz derzeit die Planfläche sowie die unmittelbare Nachbarbe-
reiche bedient. Die Energieversorgung der Gemeinde Muldestausee wird durch die 
MITNETZSTROM mbH sichergestellt. 
 
Zu den Versorgungsleitungen sind die festgelegten Abstände, entsprechend dem ein-
schlägigen Vorschriften- und Regelwerk zu beachten und einzuhalten. Unterirdische 
Versorgungsanlagen sind grundsätzlich von Bepflanzungen, Anschüttungen und 
Überbauungen freizuhalten.  
 
Bei der Anpflanzung von Gehölzen ist zu Kabeltrassen ein Abstand von mindestens 
2,5 m einzuhalten. Im Bereich der unterirdischen Anlagen ist Handschachtung erfor-
derlich. 
 
Werden durch Baumaßnahmen Erweiterungen, Änderungen bzw. Sicherungsmaß-
nahmen an den Anlagen notwendig, so sind die Kosten dafür vom Veranlasser zu 
übernehmen, soweit keine anderen Regelungen Anwendung finden. Ein entsprechen-
der Antrag ist möglichst frühzeitig an den Versorgungsträger zu stellen.  
 
Eine Bereitstellung des zusätzlichen, elektrischen Leistungsbedarfes ist grundsätzlich 
möglich, dies ist jedoch zu beantragen. Der vorhandene Leitungsbestand wird nach-
richtlich in der Planzeichnung dargestellt. 
 

7.6 Telekommunikation 
Im Geltungsbereich befinden sich bzw. nähern sich dem Geltungsbereich Telekom-
munikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom, Bereich Technik Breitband und 
Festnetz.  
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Die an der östlichen Planbereichsgrenze verlaufende TK-Linie versorgt die vorhan-
dene Bebauung. Auf die vorhandenen TK-Linien ist Rücksicht zu nehmen und unnöti-
ger Aufwand ist zu vermeiden.  
 

Die vorhandenen TK-Linien sollten so in die planerische Lösung integriert werden, 
dass keine Änderungen an den TK-Linien vorgenommen werden müssen. Falls im 

Zuge der Erweiterung weitere TK-Anschlüsse gewünscht werden, wird um rechtzeitige 
Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen und eine Koordi-
nierung der Tiefbaumaßnahmen durch den Erschließungsträger gebeten. 
 

Sind infolge von den geplanten Maßnahmen (auch äußere Erschließung) Änderungen, 
Schutzmaßnahmen oder Verlegungen an den TK-Linien der Telekom gewünscht bzw. 
erforderlich, sind dafür entsprechende Abstimmungen zwischen der Telekom und dem 
Erschließungsträger/Bauträger erforderlich.  
 

Bei der Bauausführung ist von den ausführenden Firmen darauf zu achten, dass Be-
schädigungen an Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen 
Gründen (z.B. im Falle von Störungen) jederzeit der Zugang zu vorhandenen Tele-
kommunikationslinien möglich ist.  
 

Die Bauausführenden haben sich über die zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhan-
denen Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom AG informieren. Für Tief-
bauunternehmen steht die „Trassenauskunft Kabel“ zur Verfügung. Die Kabelschutz-
anweisung der Deutschen Telekom AG ist zu beachten. 
 

Digitales Hochgeschwindigkeitsnetz 
 
Zur Information und Kenntnisnahme ist nach DigiNetzG in Plangebieten sicherzustel-
len, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen, welche mit Glasfaserkabel ausgestat-
tet sind, mitzuverlegen sind. Folgendes ist bei der Umsetzung zu beachten: 
 
-   bei den im Planungsraum präsenten Telekommunikationsunternehmen ist  
    anzufragen, ob diese die Erschließung vornehmen würden; 
-   alternativ besteht die Möglichkeit über einen Erschließungsvertrag die Anforde- 
    rung auf den Vorhabenträger / Erschließungsträger zu übertragen, damit dieser im  
    Rahmen der Objekt- und Erschließungsplanung die Glasfasertrassen mit plant und  
    umsetzen lässt; 
-   alternativ besteht ebenso die Möglichkeit, dass von der Gemeinde oder einem  
    anderen öffentlichen Versorgungsträger diese Infrastruktur errichtet wird und nach  
    den Vorgaben des DigiNetzG vermietet wird. 
 

Die favorisierte Umsetzung über die Telekommunikationsunternehmen ist anzustre-
ben. Zu beachten ist, dass die Telekommunikationsunternehmen möglicherweise ak-
tuell auf Teilnehmeranschlussleitungen (TAL) mit zweiadrigen Kupferleitungen oder 
Koaxialkabel setzen, die nicht der neuen gesetzlichen Vorgabe entsprechen.  
 
Unabhängig hiervon sind die Regelung des DigiNetzG in die Objektplanung frühzeitig 
zu integrieren, da Anforderungen an die Hüllrohrtrassen, die Stromversorgung, die Ab-
schließbarkeit, der Zugänglichkeit usw. sichergestellt werden müssen. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen an den TK-Linien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) je-
derzeit der Zugang zu vorhandenen Telekommunikationslinien möglich ist. 
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8 Immissionsschutz 

8.1 Lärmimmission 

Gemäß § 50 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 17.05.2013 
(BGBI. I. S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.08.2021 
(BGBI. I. S. 3901), sind raumbedeutsamen Planungen die für eine bestimmte Nutzung 
vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkun-
gen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 96/82/EG in 
Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwie-
gend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete 
so weit wie möglich vermieden werden.  
 
Schalltechnische Richtwerte / Orientierungswerte für die angemessene Berücksichti-
gung des Schallschutzes in der Neuplanung von Flächen, von denen Schallemissio-
nen ausgehen und auf vorhandene schutzbedürftige Nutzungen einwirken können, 
sind enthalten in  
 
- der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm vom 26.08.1998 

(GMBI. S. 503), zuletzt geändert am 01.06.2017)  
- der DIN 18005 Teil 1 „Schallschutz im Städtebau“, Beiblatt 1 
 
Entsprechend Ziffer 1.1 der DIN 18005 sollen folgende Orientierungswerte eingehal-
ten werden. 
 

Gebietscharakter Orientierungswert 
tags in dB (A) 

Orientierungswert  
nachts in dB (A) 

 

Gewerbegebiet (GE) 65 55 

 

  

Immissionsschutzrechtlich sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten 
und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach 
dem Stand der Technik vermeidbar sind (Vermeidungsgebot) und dass unvermeidbare 
Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben (Mindestmaßgebot). 
 
Bei dem Bauvorhaben sind Maschinen einzusetzen, die der 32. BImSchV (Geräte- und 
Maschinenlärmschutzverordnung) entsprechen. Die Arbeitszeiten sind so festzulegen, 
dass der Ruheanspruch der Anwohner gewährleistet werden kann.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich nördlich vom Plangebiet, entlang der Oberen 
Heidestraße, schutzbedürftige Nutzungen befinden.  
 
Allgemeine Hinweise: Immissionsschutzrechtlich sind nicht genehmigungsbedürftige 
Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen ver-
hindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (Vermeidungs-ge-
bot) und dass unvermeidbare Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt 
bleiben (Mindestmaßgebot). 
 
 



Gemeinde Muldestausee - Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Netto-Markt Heidedörfer“ in Plodda 

Begründung - Vorentwurf  
36 

 

8.2 Weitere Immissionen  

Luft und Geruch 
Immissionen, die nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft 
herbeizuführen, sind zu vermeiden. Dabei sind auch Belästigungen durch Gerüche zu 
vermeiden. Zur Beurteilung ist die – Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - 
heranzuziehen.  
 
Im mittelbaren Umfeld des Plangebietes gibt es in ca. 300 m Entfernung als Emittenten 
die Tierzuchtanlagen der Schlaitzer Tierzucht GmbH. Des Weiteren befinden sich in 
ähnlicher Entfernung die Anlagen zur Biogasproduktion der BioGeen Generating 
Energy sowie ein Biokraftwerk. In der Wechselwirkung zum Gewerbegebiet bzw. Vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes wird eingeschätzt, dass keine bestehenden 
Richt- und Grenzwerte für Luftbelastungen überschritten werden. 
 
Zur Minimierung einer Belastung durch zusätzliche neue Heizungsanlagen ist der Ein-
satz umweltfreundlicher Brennstoffe Voraussetzung. Dabei sind außerdem die Festle-
gungen der 1. Verordnung zur Durchführung des BImSchG – Kleinfeuerungsanla-
genverordnung zu beachten.  
 
Mit der Realisierung des Vorhabens des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind 
keine Luft- und Geruchsbelästigungen der Allgemeinheit zu erwarten. 
 
 
Licht 
Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes gibt es keinen Beeinträchtigungsfaktor in-
dem das Licht als Emittent wirkt.  
 
Um Lichtemissionen, die von dem Betreiben des Lebensmittelmarktes ausgehen, ein-
zugrenzen und entsprechend dem Schutz der artenschutzrechtlichen Belange Rech-
nung zu tragen, werden Beleuchtungsanlagen einer Regelung unterworfen.  
 
Lichtmanagement  
 
▪ Grundsätzlich ist die Raumaufhellung der Umgebung des Plangebietes auf ein 

Mindestmaß zu reduzieren. Insbesondere ist dieses durch technische Maßnah-
men umzusetzen: Parkplatzbeleuchtung mit Abstrahlwinkel nach unten, nach 
oben geschlossenem Gehäuse und bei notwendiger Beleuchtung der Gebäude 
Verwendung von nach unten abstrahlenden Lampen.  
 

▪ Es ist eine Reduktion der Beleuchtungsdauer durch Abschaltung der Parkplatz-
beleuchtung in den Nachtstunden und an Feiertagen, also außerhalb der Öff-
nungszeiten, Steuerung z.B. durch Zeitschaltuhren vorzusehen.   
 

▪ Abschalten der dauerhaften Innenbeleuchtung der Märkte nach Marktschluss. Ist 
eine Beleuchtung der Innenräume aus Einbruchvorsorgegründen über die Nacht-
stunden zwingend erforderlich, ist diese über Bewegungsmelder zu steuern.  
 

▪ Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel (insbesondere Natrium-Nieder-
drucklampen, auch ausgewählte LED-Leuchtmittel), hierbei ist insbesondere die 
Lichtfarbe entscheidend: Verwendung warmweißen Lichtes von unter 3300 K. 
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9 Bodenschutz 

 
Gemäß § 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen 
der natürlichen Bodenfunktion soweit wie möglich zu vermeiden.  
 
Erforderliche Flächenversiegelungen können durch Entsiegelung innerhalb des Plan-
gebietes und an anderer Stelle im Sinne des § 15 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) kompensiert werden. 
 
Die Entsiegelung von dauerhaft in Anspruch genommenen Flächen ist gemäß § 5 
BBodSchG ein geeignetes Mittel, um den Boden in seiner Leistungsfähigkeit so weit 
wie möglich und zumutbar wiederherzustellen.  
 
Entsprechend der Bodenschutzklausel (§ 1a BauGB) und den Maßgaben des Bundes-
bodenschutzgesetzes soll mit der unvermehrbaren Ressource Grund und Boden spar-
sam umgegangen werden. Eine zusätzliche bauliche Inanspruchnahme von Flächen 
sollte möglichst gering sein und möglichst durch Wiedernutzbarmachung bereits vor-
genutzter Flächen erfolgen.  
 
Während der Bauphase ist auf eine rechtskonforme Erdstoff- und Abfallhaltung zu ach-
ten. Bei der Erdstoffhaltung wird zwischen Mutterboden und Bodenaushub (nach DIN 
180196) unterschieden. Der Mutterboden muss nach § 202 BauGB und des 
BBodSchG §§ 1, 2 und 4 in seiner Funktion erhalten bleiben und somit einer weiteren 
Verwendung zugeführt werden. Es ist die Möglichkeit zu prüfen, das Bodenmaterial 
anderenorts auf degradierte Standorte aufzutragen und hier eine Bodenverbesserung 
zu bewirken. 
 
Für den Einbau von Bodenaushub sind die Vorsorgewerte gemäß Anhang 2 Nr. 4 
BBodSchV einzuhalten. 
 
Mit nachfolgend genannten bodenfunktionsbezogenen Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen besteht die Möglichkeit wirksamer und nachhaltiger Kompensationsmaßnah-
men: 

• Entsiegelungsmaßnahmen 

• Auflockerung verdichteter Böden 

• Beräumung von Ablagerungen 

• Sachgerechte Verlagerung gewachsener Oberböden auf degradierte Standorte 
 
Empfehlungen zu Ausgleichs- und Vorsorgemaßnahmen zum Bodenschutz 
 

• Überschüssige Oberböden sind zu bergen und sachgerecht an anderer Stelle 
einzubauen. Potenziell in Frage kommende Flächen für die Rekultivierung 
bzw. Renaturierung devastierter Altstandorte Böden enthält das Kataster der 
Altlasten und schädlichen Bodenveränderungen 

• Während der Bauarbeiten auftretende Bodenverdichtungen sind mit 
Maßnahmeabschluss durch Tiefenlockerung zu sanieren. 

 
Maßnahmen zur Bodenordnung sind aufgrund des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes nicht erforderlich. 
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10 Zusammenfassung 

 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes in Plodda sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung eines Nahversorgungsmarktes mit einer Verkaufs-
fläche von maximal 799 m² sowie eines Bäckereigeschäftes einschließlich der erfor-
derlichen Stellplatzanlagen und sonstigen Nebenanlagen geschaffen werden.  
 
Ziel der Planung ist es, die wohnortnahe Grundversorgung der Bevölkerung der Ge-
meinde Muldestausee, insbesondere der Ortschaften Plodda, Schlaitz, Gossa, 
Schmerz, Krina und Burgkemnitz, nachhaltig zu sichern und die bestehende Versor-
gungslücke zu reduzieren. 
 
Die Gemeinde Muldestausee verfügt über keinen zentralörtlichen Status. Die Einzel-
handelsentwicklung ist daher grundsätzlich auf die Sicherung der örtlichen Grundver-
sorgung ausgerichtet. Das unmittelbar angrenzende Mittelzentrum Bitterfeld-Wolfen 
übernimmt weiterhin die überörtliche Versorgung mit Waren und Dienstleistungen des 
mittel- und langfristigen Bedarfs. Mit dem geplanten Nahversorgungsmarkt soll diese 
Versorgungsfunktion nicht ersetzt oder beeinträchtigt, sondern die wohnortnahe 
Grundversorgung innerhalb der Gemeinde ergänzt werden. 
 
Im Vorfeld der Planung wurden verschiedene Standortalternativen im Gemeindegebiet 
untersucht. Dabei wurden insbesondere die erforderliche Flächengröße, die Verfüg-
barkeit der Flächen, die Lage zu den zu versorgenden Wohnbereichen sowie die ver-
kehrliche Erreichbarkeit und Erschließbarkeit berücksichtigt. Mehrere Standorte wur-
den aufgrund zu geringer Flächengrößen, fehlender Flächenverfügbarkeit, ungünsti-
ger Erschließung oder sonstiger standortbezogener Rahmenbedingungen ausge-
schlossen. 
 
Der gewählte Standort in Plodda stellt im Ergebnis der Standortprüfung die geeignetste 
Fläche dar. Er verfügt über eine ausreichende Größe für die Umsetzung des Gesamt-
vorhabens und weist aufgrund seiner Lage an der B 100 sowie der Anbindung über 
die Straße „Zur Tierzucht“ eine gute verkehrliche Erreichbarkeit auf. Die Eignung der 
verkehrlichen Anbindung wurde im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung betrachtet 
und erörtert. 
 
Die Gemeinde unterstützt die Planung ausdrücklich, da sie einen wesentlichen Beitrag 
zur Sicherung der wohnortnahen Grundversorgung leistet. Die Erfahrungen mit dem 
ehemaligen Lebensmittelmarkt in Schlaitz haben gezeigt, dass für eine langfristig trag-
fähige Versorgung ein ausreichend dimensionierter Standort mit einer angemessenen 
Stellplatzsituation, einer funktionsgerechten Erschließung und entsprechenden Ent-
wicklungsmöglichkeiten erforderlich ist. 
 
Im Rahmen der Planung werden darüber hinaus die Belange des Verkehrs, des Natur- 
und Landschaftsschutzes sowie der Niederschlagswasserbewirtschaftung berücksich-
tigt. Insgesamt schafft der Bebauungsplan die Voraussetzungen für eine bedarfsge-
rechte, wohnortnahe und langfristig tragfähige Verbesserung der Grundversorgung in 
Plodda und den angrenzenden Ortschaften.  
 
Die Planung entspricht damit dem gemeindlichen Ziel, die Versorgungssituation der 
Bevölkerung zu verbessern und zugleich einen funktional geeigneten und verkehrlich 
gut erreichbaren Standort für die Nahversorgung zu entwickeln. 
 
 


